Ersch. 
oder den Ausgabeltellen in Thorn, 


AUlaueſte Nachrichten. 


50000 Tonnen ſchwediſches Getreide 
für Deutſchland. 


Sto&holm, 27. märz. (Drahtnachricht). Wie 
derichtet wird, haben die alliierten Mächte durch den 
amerikaniſchen Gejandten Morris in Stockholm das 
Schwediſche Rote Kreuz ermächtigt, 50 000 Tonnen 
mehl unmittelbar nach Deutſchland auszuführen, falls 
die Bezahlung in der vereinbarten Weiſe erfolgen 
kaun. Es handelt ſich ſowohl um Weizen- und Rog ⸗ 
genmehl, das Schweden nachher von Amerika zurück⸗ 
erhalten ſoll. 


Die Cübecker Skreikbewegung 
beendet. 


Berlin, 27. März. (Drahtnachricht). Der feit 
Wochenfriſt währende große Angeſtelltenſtreik der 
Cübecker induſtriellen Betriebe iſt heute durch beider ⸗ 
feitiges Nachgeben beendigt worden. Auch die Lohn- 
bewegung der Arbeiter der Metallindustrie iſt bei⸗ 
gelegt worden. 


Gründung eines Zentral Wirkſchafts⸗ 


R ammts in München. 


| ; Münden, 27. März. (Drahtnachricht). Der 
Minifterrat hat die Aufſtellung eines Zentral-Wirt⸗ 
ſchafts⸗-Amts (3. W. A.) endgültig beſchloſſen. Zu 


feinem Leiter iſt Dr. Neurath beſtellt worden. 
0 Ankunft von 2000 - Sanitälsmann- 
5 ſchaſten aus amerikaniſchen Lagern. 


= Berlin, 27. März. (Drahtnachrich). Geſtern 


abend trafen 2000 Sanitätsmannfdaften aus ameri- 
3 kaniſchen Lagern in Limburg, der erſten vom Feinde 


nicht beſetzten deutſchen Stadt, ein. 
Von der deutſch-polniſchen Fronk. 


Bromberg, 28. März. (Drahtnachricht). Wäh⸗ 
rend des geſtrigen Tages und im Verlauf der Nacht 
rege Patrouillen- und Jeuertätigkeit im ganzen Ab⸗ 


ſchnitt. Insbeſondere wurde unſere Kanalſtellung bei 
Lindendorf mit Maſchinengewehrfeuer polniſcherſeits 
beſchoſſen. Vorſtöße der Polen wurden auch gegen 


Kanalsgarten und Schleuſe 6 bei Prondffe gerichtet. 


Alein-Neudorf erhielt feindliches Arkilleriefeuer, das 


wir mit Vergeltungsfeuer auf die polniſche Batterie · 


fiellung erwiderten. 


Juſammenkritt einer internationalen 
ſozialiſtiſchen Konferenz in 
Amflerdam. 


* Amfterdam, 27. März. (Drahtnachricht). Bon 
ſozlaliſtiſcher Seite wird mitgeteilt, daß die inter⸗ 
nationale ſozialiſtiſche Konferenz in Amſterdam 
am 25, 4. beginnen wird. Die Führer der ſozialiſti⸗ 
ſchen Parteien der ganzen Welt ſollen daran teiluneh 
mien, auch der Ameritaner werde zur Konferenz er- 


wartet. g 


schwere Eingriffe der 
ungariſchen Regierung in das 


perſönliche Eigentum. ? 


(Drahtnachricht). Wie 
das ungariſche Korreſpondenzbureau meldet, iſt eine 

Verordnung erlaſſen worden, wonach derjenige, der die 

in ſeinem Beſitz befindlichen Goldmünzen und aus⸗ 
Geldſorten binnen 14 Tagen nicht irgend 
einem unter Kontrolle der revolutionären Räterepublik 
ſtehenden Geldinstitute übergibt, vor das Revolutions⸗ 


Budapeſt, 27. März. 


ländiſchen 


gericht geſtellt wird. 
Eine franzö ſiſche Delegation 


ü f in 
a Komwno. 7855 


N 

| jowie die Bedürfniſſe Oitauens zu ſtudieren. 

= Belagerungszuſtand in der Nord- 

̃ Mandſchurei. f 
8 Umfterdam, 27. März. 
„ 
— 


um die Verbreitung des Volſchewismus du 


zu bekämpfen. 
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1. Blatt — Sonnabend, 29, 


mit dem 


Ro wn o, 27. März. (Drahtnachricht). Hier iſt 
eine franzöſiſche Delegation von 4 franzöſiſchen Offtzie⸗ 
ten unter Führung des Oberſten Conſtantin Reboul 

eingetroffen, um die politiſche und militäriſche Lage 


(Drahtnachricht). 
„Dally Mall“ erfährt aus Tientſin: Aeber die Hord- 
Mandſchurel wurde der Belagerungszuſtand Bug 

e 
Ehinefen, die aus Rußland nach China zurückkehren, 
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Verantwortlicher Schriftleiter: 


Schriftleitung und Geſchäftsſtelle: Deglerſtr. Ai. 
Telegr.⸗Adr.: Thorner Zeitung. = Fernſprecher 
Oekar Schmid in Thorn. 
Für Anzeigen verantwortlich Martha Wendel in Thorn. 
Druck und Verlag der Buchdruckerei der Thorner Oſtd. Zeitung, G. m b. H. Thorn, 


Anzeigen preis; Die 


Nr. 40. für Stellengeſuche u 


a 


für Anzeigen mit Plagvorſchrift 40 Bi. 
Anzeigen⸗Annahme für die abends eriheinenbe Nummer bis 10 Uhr vorm 


wo 


ſechsgeſpaltene Rlehigelie oder deren Naum 20 | 
„Angeb., An⸗ u. Verkäufe, Wohnungsanzeigen 20 P. 
Neklamen die Kleinzelle 50 BI | 


oder Abbruch des Waffenſtillſtandes? 


Nach einer uns heute vormittag durch Wolffs 
Telegraphiſches Bureau übermittelten Drahtnach⸗ 
richt hat der Verband unſerer Feinde gedrahtet, 
den Waffenſtellſtand abzubrechen, wenn Deutſch⸗ 
land ſich weigern ſollte, der Landung polniſcher 
Truppen in Danzig zuzbſtimmen. 5 

Die Nachricht, die allerdings noch Zweifel an 
ihrer Richt'gkeit zuläßt, lautet: 

Weimar, 27. März. (Drahtnachricht). 

In Weimar war geſtern das Gerücht verbrei⸗ 

tet, die Ententeregierung hätte an die deutſche 

Regierung ein Ultimatum gerichtet, in dem die 
Zuſtimmung Deutſchlands zu einer Landung 
polniſcher Truppen in Danzig gefordert werde. 
Die Entente habe gedroht, den Waffenſtill⸗ 
ſtand abzubrechen, falls Deutſchland mit dieſer 

Forderung nicht einverſtanden ſein ſollte. Dieſe 

Nachricht ſcheint in vollem Umfange zug u» 

treffen. Als feſtſtehend könne geſagt wer⸗ 
den, daß die Entente an die deutſche Regie⸗ 

rung wegen der Frage der polniſchen Trup⸗ 
penlandungen eine Note gerichtet habe. Die Ant⸗ 
wort ſeitens der deutſchen Regierung ſei be⸗ 
reits fertig geſtellt. 

In welchem Umfange oder mit welchen Ein⸗ 
ae die Meldung den Tatſachen ent⸗ 
e läßt ſich augenblicklich nicht 


Waffenſtillſtandes im November vorigen Jahres 
haben jedoch gelehrt, daß in ähnlichen Fällen 
meiſt die Lesart die richtige war, die am un⸗ 
günſtigſten für uns lautete. Wie dem auch 
ei: die Möglichkeit einer ſolchen Drohung des 
Feindes liegt näher als die Wahrſcheinlichkeit, 
daß er ſich bei der Weigerung, Danzig und da⸗ 
mit Weſtpreußen den polniſchen Truppen preis⸗ 
zugeben, beruhigen wird. Demnach ſähe ſich die 
Regierung vor die ſchickſalsſchwere Entſcheidung 
geſtellt, entweder die deutſche Oſtmark in ſchreien⸗ 
dem Widerſpruch mit den Grundſätzen Wilſons 
ohne Widerſtand den Polen auszuliefern, oder 
den Abbruch des Waffenſtillſtandes heraufzube⸗ 
ſchwören. Was auch kommen mag: eine Regie⸗ 
rung, die Fh berufen fühlt, eine Verſtändigüng 

1 einde auf der Grundlage von allge⸗ 
mein giltigen Rechtsgrundſätzen herbei⸗ 
zuführen, darf ſich am allerwenigſten durch Er⸗ 
preſſung nötigen laſſen, dieſe Rechtsgrundſätze 
zum Schaden des eigenen Volkes zu verleugnen. 
Eher dürfte eine Regierung, die dem Grund atze 
„Macht geht vor Recht“ huldigte, zurückweichen, 
ſobald ſie erkennt, daß für ſie mit Gewalt nichts 
mehr auszurichten iſt. Sie würde nur folgerich⸗ 
tig handeln, indem ſie auch dem Gegner die Be⸗ 
fugnis einräumte, joweit er kann. von feiner 


Für eine Regierung, wie wir ſie gegenwärtig 
haben, wäre ein ſolches Verhalten moraliſcher 
und politiſcher Selbſtmord. Die Antwort der 
deutſchen Regierung ſoll, wie die Meldung be⸗ 
ſagt, bereits fertiggeſtellt ſein. Das deutſche Volk 
und insbeſondere die deutſche Oſtmark kann in 


dieſem Falle nur einer Antwort zuſtimmen, 


und die muß lauten, daß die deutſche Regierung 
ſich durch keinerlei Drohungen zur Preisgabe 
deut chen Bodens zwingen läßt. 

Dieſe Haltung iſt auch durch die ganz nüch⸗ 
terne Ueberlegung geboten, daß durch das ewige 
Zurückweichen der Feind zu immer weiterer Ue⸗ 
berſpannung ſeiner Forderungen angereizt wird, 
und daß er auf dieſem Wege ſchließlich mehr er⸗ 
reichen würde, als er durch Waffengewalt aus 
Deutſchland herauszuholen vermöchte. Furcht 
bar iſt freilich der Gedanke, an den Ginmarſch 
feindlicher Truppenmaſſen in unſer Vaterland, 


aber der Feind mag an dem Bei'piele Ungarns 


erkennen, daß er damit ein äußerſt gewagtes 
Spiel ſpielen würde. Die Kraft, ſeine Peiniger 
und Unterdrücker mit in den Abgrund zu reißen, 


wird das zur Verzweiflung getriebene Deutſch⸗ 
Schm. 


land immer noch beſitzen. 
Landung der poln ſchen Divifion in Königsberg? 
Bern, 26. März. Nach der „Daily Mail“ 
wird de alliierte Kommiſſion die Londung der 
polniſchen Divifion des Generals Haller in Rö- 
nigsberg ins Auge faſſen. 
Diktat- oder Berhandlungsfriede? 
Berlin 27. Mürz. (Drahtnachricht). Aus⸗ 


ländiſche Blätter hatten vor einiger Zeit Aeuße⸗ 


6 | feſtſtellen. 
ie Erfahrungen jet dem Abſchluß des erſten 


Macht uneingeſchränkten Gebrauch zu machen. 


rungen von Lloyd George und Pichon mit⸗ 
geteilt, wonach nach übereinſtimmender Anſicht 
tiefer beiden Staatsmänner die Friedenskonfe⸗ 
renz ſich nicht auf Verhandlungen mit der deut⸗ 
ſchen Delegation einlaſſen werde. Die Deutſchen 
müſſen ſich damit begnügen, den ihnen von den 
affoziierten Regierungen vorzulegenden Frie⸗ 
densvertragsentwurf entweder anzunehmen oder 
abzulehnen. Daraufhin hat der Vorſitzende der 
deutſchen Waffenſtillſtandskommiſſion Reichsmi⸗ 
niſter Erzberger am 19. 3. in Spaa eine An⸗ 
frage ſtellen laſſen, in der Auskunft darüber 
verlangt wurde, ob die erwähnten Aeußerungen 
den Tatſachen entſprechen. Am 26. 3. iſt von 
Marſchall Foch in Spaa folgende telegraphi'che 
Antwort eingegangen: „Die Herren Lloyd Ge⸗ 
orge und Pichon haben niemals Erklärungen 
abgegeben, welche ihnen zugeſchrieben worden 
ſind und welche die Anfrage veranlaßt haben, die 
am 19. 3. von dem Vorſitzenden der deutſchen 
Waffenſtillſtandskommiſſion geſtellt worden iſt. 


Aus der Sitzung der Kommiſſion 


für den Völkerbund. 


Paris, 27. März. 
ter. Die 13. Sitzung der Kommiſſion für den 
Völkerbund fand am Mittwoch unter Vorſitz des 
Präſidenten Wilſon ſtatt. Der Vorſitzende er⸗ 


rannte Orlando, Smuth und Oberſt Houfe zu 


Mitgliedern des Komitees, das über die Frage 
der Sitzung des Völkerbundes zu beraten hat. 
Es wurde beſcchloſſen, daß die Kommiſſion für den 
Völkerbund wieder zuſammentreten ſoll, ſobald 
die revolutionäre Kammiſſion ihren Bericht fer⸗ 
tig geſtellt hat. 


Wie der Waffenſtillſtand zuſtande kam. 


Der „Vorwärts“ veröffentlicht einen bisher 
unbekannten Brief des Generalfeldmarſchalls 
von Hindenburg, der ein ungeſchminktes Bild 
von der Lage gibt, die Prinz Max bei ſeinem 
Amtsantritt vorfand: 

Berlin, den 3. Oktober 1918. 
An den Herrn Reichskanzler. 

Die Oberſte Heeresleitung bleibt bei ihrer 
am Sonntag, den 29. September d. J. geſtellten 
Forderung der ſofortigen e eines 
Friedensangebotes an unſere Feinde beſtehen. 
Infolge deszuſammenbruchs der mazedoniſchen 
Front, der dadurch notwendig gewordenen 
Schwächung unſerer Weſtreſerven und infolge 
der Unmöglichkeit, die in den Schlachten der 
letzten Tage eingetretenen ſehr erheblichen Ver⸗ 
luſte zu ergänzen, beſteht nach menſchlichem Er⸗ 
meſſen keine Ausſicht mehr, dem Feinde den 
Frieden aufzuzwingen. Der Gegner ſeinerſeits 
führt ſtändig neue friſche Reſerven in die 
Schlacht. Noch ſteht das deutſche Heer feſtge⸗ 
fügt und wehrt ſiegreich alle Angriffe ab. Die 
Lage verſchärft ſich aber täglich und kann die 
Oberſte Heeresleitung zu ſchwerwiegenden Ent⸗ 
ſchlüſſen zwingen. 
es geboten, den Kampf abzubrechen, um dem 
deutſchen Volk und feinen Verbündeten nutzloſe 
Opfer zu erſparen. Jeder verſäumte Tag koſtet 
Tauſenden von tapferen Soldaten das Leben. 

gez.: v. Hindenburg, Generalfeldmarſchall. 

Dazu bemerkt der „Vorwärts“: Auf Grund 
dieſes ſachverſtändigen Urteils mußte jede ihrer 
Verantwortung ſich bewußte Regierung im In⸗ 
tereſſe unſeres blutenden Heeres das Waffen⸗ 
ſtillſtandsangebot erlaſſen. Es ſtand jedoch von 
vornherein feſt, daß nur das Wilſonſche Pro⸗ 


gramm die Grundlage eines ſpäter abzuſchlſe⸗ 


ßenden Friedens bilden konnte. Von dieſer 
Grundlage iſt bisher weder die Regierung des 
Prinzen Max noch die Regierung der Revolu- 
tion abgewichen. 


Am die Ehre des ehemaligen Kaifers. 

Berlin, 27. März. (Drahtnachricht). Der 
langjährige Kommandant des vormaligen Kai⸗ 
ſerlſchen Hauptquartiers, Generaloberſt von 
Pleſſen, hat den Grafen Hoensbrocach 
. Duell herausgefordert, weil dieſer in feiner 
roſchüre das Verhalten des Kaiſers ſeig ge⸗ 
nannt hatte. Der im 78. Lebensjahr hende 


General erhielt vom Grafen Hoensbroech eine 
Ablehnung. 3 2 


(Drahtnachricht). Reu⸗ 


Unter dieſen Umſtänden iſt 


Beſprechungen im Auswärligen Ami über die 
Finanzfrage. i 

Berlin, 27. März. (Drahtnachricht). An⸗ 
geſichts der morgen. ftattfindenden Abreiſe der 
nach Verſailles eingeladenen Finanz⸗Kom⸗ 


Landung der Polen in Danzig „ 


W 


miſſion fand heute in der Geſchäftsſtelle des Aus⸗ 


wärtigen Amtes für die Friedensverhandlungen 
eine von zahlreichen Vertretern der beteiligten Mi⸗ 
niſterien ſowie der Finanz⸗ und 
ſuchten Beſprechung über die Finanzfrage ſtatt. 


Vorbereitungen für den Anſchluß Deulſch⸗ 
Oeſterreichs an Deulſchland. f 
Berlin, 27. März. (Drahtnachricht). So⸗ 
wohl in Wien wie auch in Berlin ſind, wie ver⸗ 
ſchiedene Blätter hören die Kommiſſionen, welche 
den An chluß Deutſch⸗Oeſterreichs an Deutſchland 
vorbereiten ſollen, eifrig bei der Arbeit. Man 
könne mit ziemlicher Sicherheit annehmen, daß 
ſchon im Laufe der kommenden Woche die ge⸗ 
miſchten Kommiſſionen zu gemeinſamen Bera⸗ 
tungen zuſammentreten werden. 


Eine Denkſchrift über die Beſiedlung 


und die Oedlandkulturen in Preußen. 


Das Miniſterium für Landwirtſchaft, Domä⸗ 
nen und Forſten hat der preußiſchen Landesver⸗ 


ſammlung eine Denkſchrift über geſetzliche Maß: 
nahmen zur chleunigen Inangriftnahme der Be⸗ 


ſiedlung ſowie der Moor⸗ und Oedlandkulturen 
überreicht. Das 
5 ogenannten Reichsſiedlungsverordnung vom 


1. Ein Geſetz über die Reform der Ausein- 
e 2. ein Ausführungsgeſetz 
zur R. S. V. 


Moor- und Oedländereien und 4. ein Geſetz über 
die Beauffichtigung von Privatverwaltungen Die 
Verabſchiedung dieſer Geſetze duldet keinen Auf⸗ 


ſchleunigſt aufgeforſtet werden. ien 
das Geſetz über die ſtaatliche Beaufſichtigung der 


Privatforſten derart erweitert werden, daß die 
Privatbeſitzer gezwungen werden können, geeig- 
nete Perſonen zur Bewirtſchaftung, und zum 


Schutz des Waldes anzuſtellen, auch ſonſt die 
Forſtung nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten 
und unter Ausnutzung aller geeigneten Fle 
auszuführen. Kleine Waldbeſitzer ſollen zu Wa 
genoſſenſchaften zſammengeſchloſſen werden. 


Rücktritt des . von heſſen 8 


Berlin, 27. März. (Drahtnachricht). In 
der geſtrigen Sitzung des Kommunallandtages 


Trott zu Solz, der ehemalige Kultusminiſter, 
daß er demnächſt von ſeinem Amte zur 
werde. a r 
Verhaftung ſozlal ſtiſcher Führer in Petersburg. 
Budapeſt, 27. März. (Drahtnachricht). 
Wie „Nepszawa“ meldet, ließ die tſchecho⸗lowa⸗ 


kiſche Regierung auf die Nachricht von der Aus. 
rufung der ungariſchen Räterepublik die Führer 
der ſozialiſtiſchen Parteien in Preßburg ohne 155 


Drabtnacricht). die 


jede Begründung verhaften. 


Zur iterb 
London 27. März. 
Abflimmun bes Ber 
Frage e 


e über die 
von der Regierung an⸗ 


andelswelt be⸗ 


Miniſterium fordert auf Grund 
anuar 1919 den Erlaß folgender Geſetz :e 5 


„3. ein Geſetz über die Bildung von 
Genoſſenſchaften zur Bodenverbeſſerung von 


2 


teilte der Oberpräfident von Heſſen⸗Raſſau von 
beten 


— 
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n Bedingungen, die vom ausführenden 


sſchuß wärmſtens empfohlen wurde, wurde 


für den 9. und 10. April feſtgeſetzt. 
Die deutſch 


e Nationalverfammlung 


. in Weimar. f 
29. Sitzung vom 266. März 1919, 3 Uhr Nachm. 
a Vor Eintritt in die Tagesordnung nimmt das 
Wort Miniſterpräſident Scheidemann: Die aus⸗ 
wärtige Politik ſteht im Zeichen unerhörten 
Zwanges. Täglich mehren ſich die Meldungen 
Ä er unerhörte Bedingungen, die uns auferlegt 
werden ſollen. Vielleicht find dieſe Meldungen 


nur erfunden für den Zweck der Schaffung einer 


Atmoſphäre, die unter ihrem Druck die Proteſte 
elbſt gegen einen Gewaltfrieden erſticken würde. 
Unſer gequältes und mißhandeltes Volk hat dieſe 
Methode erkannt, durch ganz Deutſchland gebt 
Lin Aufſchrei aus tiefſter Verzweiflung, ein Ap⸗ 
pell an das Gewiſſen der Menſchheit. (Sehr 
wahr!) Aus Tauſenden von Profeſten aus al. 
en Kecijen gehl hervor: Bei Deulſchland wollen 
5 bleiben, bei dem verarmten geſchlagenen mit 
Wunden und Schulden bedeckten Deutſchland, 
nur weil fie ſich im Leben und Sterben nicht an⸗ 
fühlen u. denken können, denn als Deulſche. 
Stürmiſcher Beifall). Hatte das Wilhelmiſche 
Reich in ſeiner anſcheinend höchſten Blüte mit 
Reichsverdroſſenheit zu kämpfen, fo erlebt es die 
deutſche Republik, die nur Zukunft zu bieten hat, 
daß das Bekenntnis zur Schick alsgemeinſchaft 
aller Deutſchen täglich lauter und inniger wird. 
Hier iſt nichts von Chaupinismus. England hat 
von uns vorgeſchlagenen Gerichtshof 
Prüfung der Schuldfrage am Kriege abgelehnt. 
Aber ſelbſt, wenn Deutſchland aller Verbrechen, 
deren man es bezichtigt, wirklich ſchuldig wäre, 

hat es, ſo frage ich die Unabhängigen, darum das 
heilige Recht verloren, gegen Vergewaltigungen 

zu proteſtieren? Aber nicht nur die äußerſte Linke 

Sir 5 unſere Stellung vor dem bitterſten Ende. 


5 
€ 
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die Proteſtver ammlungen in Berlin am 

letzten S 9 hat der Reichswehrminiſter die 
Beſtimmungen des Belagerungszuſtandes aufge⸗ 
hoben. Aber was erfolgte? Kennzeichnend war 
. für einen Teil des Publikums dieſer Ver⸗ 
ſammlungen, daß er die Ausführungen Erzber- 
. und Bernſteins, die ſich auf den Boden des 
Wilſon⸗Programms ſtellten, mit lärmenden 
Kundgebungen unterbrach. Welche Kräfte hier 
zam Werke politiſcher Sabotage waren, zeigte ſo 
recht der ſogenannte Nationalbund deutſcher 
Offiziere, ein Häuflein politiſch urteilslo'er Her⸗ 
zen, (Widerſpruch rechts) in deren Reihe der che: 
malige Rechtsanwalt Brodereck eine führende 
Rolle ſpielt. (Stürmiſches Hört, hört! links, Zu⸗ 
rufe: Ein Betrüger! Unruhe rechts). Dieſe Herren 
brachten es fertig, „Heil Dir im Siegerkranz“ 
gu. mißbrauchen für die armſeligſte Lappalie 
ochs eine gemeinſame Sache des ganzen Volkes 
zu mißbrauchen für die armſeligſten Lappalie 
einer Kaſte, einer Clique, einer Minderheit von 
1700 gegenüber 53 000 Mitgliedern des deutſchen 
Offizierbundes, der von ſolchen Polftikern nichts 
willen will. Man brachte dem General Luden⸗ 
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Dorff Ovationen, der ſich — natürlich ganz zu⸗ 
fluällig — genau zu der Minute in der Wilhelms 


ſtraße befand. Was die Herren am Sonntag in 
Berlin getrieben haben, iſt zwar nicht gewollter 
Landesverrat, aber er war es in ſeinen Wirkun⸗ 
gen. (Lebhafte Zuſtimmung b. d. Mehrheit). 
Sie haben unſern Gegner wieder Grund zu der 
Dehauptung gegeben, bei uns ſel alles beim alten 
geblieben, nach wie vor herrſche bei uns das Kai⸗ 
ertlum, Ludendorff ſei nach wie vor der führende 
un und die alten Machthaber ſeien nur zum 
Schein vor die Tür geſetzt. (Sehr richtig b. d. 
U.⸗Soz., Lachen b. d. Mehrheit). Wir prote⸗ 
tieren mit aller Entſchiedenheit gegen die e Vor⸗ 
mmniſſe vom Sonntag. Ich weiß nicht, wie 
man dieſes Treiben am beiten brandmarken ſoll. 
Unruhe rechts). Wir werden uns das Herauf⸗ 
Heſchwören neuer außenpolitiſcher Gefahren durch 
eine Hand voll Reaktionäre nicht weiter gefallen 
- Maffen, wir dulden das nicht. Stillſchweigend 
wäre hier Mitſchuld, Ueberſe n 
dam eigenen Volk. (Mit erhobener Stimme.) Wir 
werden die Herren 5 faſſen wiſſen. (Hört, hört! 
und Bewegung.) Die Anweſenheit Ludendorffs 
bei dieſen Vorgängen ſoll nicht leichten Herzens 
beurteilt werden. Er hat bei ſeiner Rückkehr 
aaus Schweden das Urteil eines Staatsg 2 = 
richtshof verlangt. Er ſoll es haben. (Stür⸗ 
miſcher Beifall b. d. Mehrheit. Zurufe rechts: 
Aber ein unabhängiger Gerichtshof) Wir wer⸗ 
den dafür ſorgen, daß dieſer Gerichtshof unpar⸗ 
keiiſch zuſammengeſetzt wird. Im Namen der 
Reichsregierung habe ich zu erklären, daß wir 
ſchnellſtens einen Ge ſetzentwurf zur Errichtung 
eines Staatsgerichtshofes einbringen werden, um 
auch nach dieſer Seite zu dokumentieren: das 
neue Deutſchland kennt für ſich und für andere, 
g Em und äußere Gegenſätze nur das eine, 
bDdDeiue Geſetze des Rechtes und nur des Rechtes. (Leb⸗ 
after Beifall). 
Hirauf wird die Beſprechung der Interpella⸗ 
3 über Mittelſtand und Kleingewerbe fort⸗ 
geſetzt. f 
5 g. Herrmann Reutlingen (Dem.): Die 
Antwort des Miniſters Wiſſell hat uns nicht in 
wünſchenswertem Maße befriedigt, wir hätten 
darin mehr Wärme gewünſcht. Wenn fo unge: 
heurlich viele Mittelſtandsexiſtenzen vernichtet 
i 5 u fo können fie 0 bei denen bedanken, die 
E rechtzeitigen Abſchluß eines Verſtänd'gungs⸗ 
friedens verhindert haben. Die ſeit Oktober vo⸗ 
Rkigen Jahres fertiggeſtellte Verordnung über die 
5 Ah bean des Handwerks ſollte ſchleu⸗ 
nigſt herausgebracht werden. (Beifall b. d. De⸗ 
mokraten). f Risk 
Abg. Dr. Hugo (Otſch. Pp.) erklärt, daß 
auch feine Freunde Ai: die Ausführungen des 
Miniſters Wiſſell nicht befriedigt feien. Unter 
feinen Umſtänden dürfe die f 
Friedensvertrag unterzeichnen, der uns nicht die 
envorräte im Saargebiet und in Ober⸗ 
ſchleſien ſichert. ; 
Geheimrat Trendelenburg teilt mit, 
Daß über die Frage der Einführung des 8 Stun⸗ 


1 


x 


zur 


hen wäre Verbrechen 


Regierung einen 


dentages im Handwerk zur Zeit a 
mit dem Reichsarbeitsminiſterium ſchwebten. Der 
Erlaß einer Verordnung über die Rohſtoffver⸗ 
ſorgung des Handwerks ſtehe unmittelbar bevor. 

Abg. Wurm (U. Soz.) führt aus, daß man 
dem Mittelſtand durch künſtliche Galvaniſierung 
einer toten Produktionsform nicht halfen könne, 
ſondern nur durch Sozialiſierung und Kommu⸗ 
naliſierung. Dieſe Debatten hier ſeien ein Sturm⸗ 
zeichen der erwachenden Reaktion. (Huhu⸗Rufe 
b. d. Sozialiſten). N 

Abg. Eiſenberger (Bayr. Bauernbund) 
führt aus, daß man wohl den Großbetrieb, aber 
nicht das Handwerk, den Mittelſtand und das 
Kleingewerbe ſozialiſieren könne. 

Mit Darlegungen des Abgeordneten Bie⸗ 
ner (Dtſch. Natl.) im Sinne der Interpellationen 
ſchloß die Beſprechung. Debattelos erledigt wur⸗ 
den noch eine Anzahl von Wahlprüfungen und 
die Vorlagen betr. Beitritt Württembergs zur 
Bierſteuergemeinſchaft ſowie über die Beſteue⸗ 
rung der Reichsbank für 1918 in allen 3 Leſun⸗ 
gen erledigt. 
68 ce Sitzung, Donnerstag 3 Uhr. (Nol⸗ 

at). 


Schluß nach 6 Uhr. 


(Funkentelegraphiſcher W. T. B.⸗Bericht der 
Reichsfunkbetriebsverwaltung in Berlin, über⸗ 
mittelt durch die Feſtungs⸗Funken⸗Station in 

a Thorn). 

Weimar, 27. März. Auf der Tages⸗ 
ordnung ſtehen der vierte Nachtragsetat für 1918 
u. der Notetat für 1919. — Der Nachtragsetat 
enthält an Anforderungen für den Reidysprä it 
denten monatlich Einhunderttauſendmark Mu 
wandsgelder ſowie für das Reichsarbeitsminiſte⸗ 
rium und das Schatzminiſterium. Der Note a 
ſieht die vorläufige Regelung der laufenden 
Ausgaben für 1919 vor. Der Reichsfinanzmini- 
ſter Schiffer begründet beide Vorlagen unter dem 
Hinweis auf ihren vorläufigen Charakter. Hof: 
fentlich bringen ſchon die nächſten Wochen klare, 
endgültige Verhältniſſe. Aber im Intereſſe einer 
beſſeren Ueherſicht und um die Durchſichtbarkeit 
unſerer Finanzen auch nicht einen Tag ver⸗ 
ſchleiern zu laſſen, ſeien die beiden Vorlagen dem 
Hauſe unterbreitet worden. i 

Sozſaldemokrat Schulz: Jedesmal wenn 
die politiſche Entwicklung einen etwas ruhigeren 
Gang anzunehmen ſchien, kamen Bedrohungen 
von innen und von außen. Ein Wunder iſt es 
ja nicht, denn die Hoffnung, die unſer Volk mit 
der Revolution verband, die Hoffnung auf ſchnel⸗ 
len Frieden, erfüllte ſich nicht. Unſer Volk 
braucht Frieden, Arbeit, Brot. Hierfür wäre die 
Aufhebung der Hungerblockade ein beſſeres Mit⸗ 
tel geweſen als irgend eine militäriſche Maß⸗ 
nahme. Damit wäre zugleich gegen den Bolſche⸗ 
wismus ein wirkſamer Damm aufgerichtet wor⸗ 
den, Solange der Bolſchewismus ſich darauf 
beſchränkt, ſeine Ideen mit geiſtigen Waffen zu 
verbreiten, wollen wir ihm mit geiſtigen Waffen 
antworten. Soweit er aber mit Handgranaten 
zu überzeugen ſucht, billigen und verlangen wir, 
daß der Staat die ſchärſſten Machtmittel dagegen 
anwendet. Das Gleiche erwarten und verlangen 
wir vom Staat bezüglich der von reaus Drohen- 
den Gefahren. Noch ſehen wir nicht die unmittel⸗ 
bare Gefahr einer Gegenrevolution, aber hier 
heißt es ſchon, den Anfängen entgegenzutreten. 


Preußische Landesverſammlung. 
Stürmifche Ctat⸗ Beratungen. 

Die allgemeine politiſche Ausſprache in det 
Preußiſchen Landesverſammlung über das Re⸗ 
ierungsprogramm ſetzte recht ſanft ein. Sie ge⸗ 
ſtallete ſich aber im Verlauf der Beratung leb⸗ 
hafter, um bei der Rede des Abg. von Kar⸗ 
dorff zu ſtürmiſchen Szenen zu führen. Erſter 
Redner war der Mehrheitsſozialiſt Haas, der 
bedauerte, daß die Wahl keine rein ſozialiſtiſche 
Mehrheit gebracht habe und daß deshalb eine 
Koalitionsregierung notwendig geworden ſei. Er 
bezeichnete es als die Aufgabe der ſozialiſtiſchen 
Regierungsmitglieder, ihre bürgerlichen Amts⸗ 
genoſſen im ſozialiſtiſchen Sinne vorwärts zu 
treiben, erkannte aber an, daß es einen erheb⸗ 
lichen Fortſchritt auf dem Wege zur Demokratie 
und zum Sozialismus bedeuten würde, wenn die 
im Regierungsprogramm aufgeſtellten Grund⸗ 
fätze auf ſozialem und ſchulpolitiſchem Gebiet ge⸗ 
ſetzliche Kraft erlangen würden. Der Zentrums⸗ 
führer Dr. Por ch ſprach dann über die Gründe 
die das Zentum wie im Reiche auch in Preußen 
zum Eintritt in die Regierung bewogen haben. 
Er betonte, daß das Zentrum damit nichts von 
ihren Programmforderungen aufgegeben habe 
und wahrte ſeinen Glaubensgenoſſen beſonders 
das Recht, ihre Kinder auch in andere als die 
Staatsſchule ſchicken zu dürfen. Im übrigen be⸗ 
handelte er die brennende Frage der Schul⸗ und 
Kirchenpolit'k ſo vorſichtig und überlegt, daß ſein 
Beſtreben, möglichſt wenig Angriffsfläche zu bie⸗ 
ten, offenſichtlich wurde. Die Deutſchnationalen 
ſchickten den Abg. von Kardorff vor. Seine Rede 
wirkte wegen des herausfordernden Tones über⸗ 
raſchend, denn Herr von Kardorff galt früher als 
vernünftiger Kon ſervativer, der die Zeichen der 
Zeit zu deuten wußte und oft zu rechtzeitigen 
Konzeſſionen, z. B. beim gleichen Wahlrecht, be⸗ 
reit war. Die Revolution ſcheint ihn aber in die 
Reihe der Scharfmacher zurückgeſtoßen zu haben. 
Er ritt gegen die A.⸗ und S.⸗Räte eine Attacke, 
die durch ihre gewollten Uebertreibungen ſehr 
verletzen mußte u. zu ſtürmiſchen Szenen führte. 
Nicht genug damit, dehnte er ſeine heftigen An⸗ 
griffe auf die Sozialdemokratie im allgemeinen 
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rung und der Bergung des Heeresgutes gegen 
alle Ehre und alles Gewiſſen gehandelt haben. 


hinreichend und zu im allgemeinen erträglichen 


werden wird, in denen beſonders dringliche 


Eierhandel keinerlei 


eier, für die nach wie vor die ergangenen Zen⸗ 


In ruhige Bahnen lenkte der demokratiſche 
Abg. Caſſel die Debatte. In ſeiner ruhigen 


Er wandte ſich gegen die Kriegstreiber u. Kriegs⸗ 
verlängerer, die die Hauptſchuld an unſerm Elend 
tragen, dankte der Beamtenſchaft und anerkannte 
die Pflicht des Staates, für ſie zu ſorgen. Er 
forderte alle Teile der Bevölkerung zu loyaler 
Mitarbeit auf an dem ſo dringend notwendigen 
Wiederaufbau. — Nach ihm hielt der Unabhän⸗ 
gige Dr. Roſenfeld eine reine Oppoſitions⸗ 
rede, die zeigte, daß der äußerſten Linken agi⸗ 
tatoriſche Förderung ihrer Barteiintereffen weit 


tereſſe des Staatsganzen geleiſtete poſitive Mit⸗ 
arbeit. Auf ſeine 0 über das Weiter⸗ 
beſtehen des Belagerungszuſtandes und dasAus⸗ 
bleiben der Amneſtie nach dem Regierungswech⸗ 
ſel antwortete che noch der Miniſter des 
Innern Heine: Die Behauptung, daß ich als 
der „ſtarke Mann“ ins Miniſterium des Innern 
berufen worden wäre, iſt eine Unwahrheit. Auch 
der Vorredner wird wiſſen, was für ein Spitz⸗ 
bubengeſindel zum Teil an den Unruhen beteiligt 
war. Im „Vorwärts“ und bei Moſſe hat man 
verſucht, den Geldſchrank zu knacken. Eine Am⸗ 
neſtie in dieſem Augenblick hieße geradezu eine 
Pramie auf die Wiederholung von Verbrechen 
ſetzen. Die Unabhängigen wirken überall im 
Lande für den Generalſtreik. Solange wir vor 
einer Wiederholung der Berliner Straßenkämpfe 
nicht ſicher find, werden wir den Belagerungszu⸗ 
ſtand aufrecht erhalten müſſen. Der Miniſter 
geht auf Einzelfälle ein, kommt nochmals auf 
die Unterſuchung im Falle Liebknecht —Noſa 
Luxemburg zu ſprechen und weiſt darauf hin, 
daß der Mörder aus dem bayeriſchen Landtag, 
obwohl damals die Unabhängigen die Herrſchafk 
hatten, nicht verhaftet worden ſei u. die „Frei⸗ 
heit“ den ganzen Vorgang verſchwiegen habe. 
Ferner ſpricht der Minſſter über er amm⸗ 
lungen in Berlin am letzten Sonntag, wobei er 
ſich in demſelben Sinne äußert wie Sch idemann 
in der Nationalverfammlung zu Weimar. Der 
Gouverneur Schöpflin hat bereits bei Noske be⸗ 
antragt, gegen den Nationalbund deutſcher Offi⸗ 
ziere die Beſtimmungen des Belagerungszu⸗ 
ſtandsgeſetzes anzuwenden. Ich hatte die Abſicht, 
der Reichsregierung die Aufhebung der Beſtim⸗ 
mung des Strafgeſetzbuches vorzuſchlagen, die 
die unbefugte Führung des Adelsprädikates un⸗ 
ter Strafe ſtellt. Für uns iſt der adlige Name 
ein Name wie jeder andere. Wenn jene Beſtim⸗ 
mung fällt, ja ichon vorher, ſichere ich dem Abg. 
Dr. Rofenfeld zu. er kann ſich ruhig von Roſen⸗ 
feld nennen. (Stürmiſche Heiterkeit), damit iſt 
dann der Adel abgeſchafft. (Erneute große Hei⸗ 
terkeit). Gerade die Unabhängigen haben eine 
ſozialdemokratiſche Mehrheit in der Regierung 
hintertrieben, beſonders Herr Adolf Hoffmann, 
Die Lage des Vaterlandes und des Volkes zwingt 
uns zu einer Koalitionspolitik. Arbeiten wir 
alle zuſammen, damit Deutſchland nicht ausein⸗ 
anderfällt und nicht noch tiefer erniedrigt w 
Erſparen Sie uns das unerquicklic hau 
der Yänlereien. (Adolf Hoffmann ruft: Zu 
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häl⸗ 


Schluß 7 Uhr. 


Freigabe des Handels mit 


Inlandseiern. 
Der Reichsernährungsminiſter hat in ſeiner 


in der DeutſchenNationalverſammlung vor kur⸗ 


zem gehaltenen Rede unter anderem angekln⸗ 
digt, daß bei gewiſſen Nahrungs⸗ und Futter⸗ 
mitteln alsbald mit dem Abbau der Zwangs⸗ 
wirtſchaft begonnen werden könne. Die Er: 
klärung des Miniſters iſt bezüglich der Eier in⸗ 
zwiſchen in die Tat umgeſetzt worden. In einer 
im Reichsgeſetzblatt Nr. 65 bekanntgegebenen 
Verordnung werden die bisher von Reichs we⸗ 
gen über den Verkehr und Verbrauch von In⸗ 
landseiern ergangenen Verordnungen zum 1. 
April d. J. aufgehoben. 5 
Die Maßnahme iſt veranlaßt durch die un⸗ 
günſtigen Erfahrungen, die, fortgeſetzt ſich ſtei⸗ 
gernd, mit der öffentlichen Bewirtſchaftung der 
Eier gemacht worden ſind. Dem Beſtreben 
Landwirtſchaft und Handel, ſoweit es mit den 
Intereſſen der Allgemeinheit vereinbar iſt, von 
den Feſſeln der gebundenen Wirtſchaft zu be⸗ 
freien, wird dabei Rechnung getragen. Er⸗ 
wartet wird, daß die beteiligten Kreiſe in Wür⸗ 
digung dieſes Entgegenkommens nunmehr alle 
Kräfte daran ſetzen, ihre Pflichten auf den Ge⸗ 
bieten, auf denen die Zwangswirtſchaft zurzeit 
noch zur Sicherung der Volksverſorgung auf⸗ 
recht erhalten bleiben muß, reſtlos zu erfüllen. 
Uebereinſtimmend iſt aus landwirtſchaftlichen 


und Handelskreiſen verſichert worden, daß die 


Bevölkerung aus der einheimiſchen Produktion 


Preiſen mit Eiern verſorgt werden könne. 
Trotz der Aufhebung der reichsrechtlichen 
Beſtimmungen iſt den einzelnen Landeszentral⸗ 
behörden unter gewiſſen Vorausſetzungen die 
Möglichkeit geblieben, innerhalb ihres Gebietes 
wieder eine Verkehrs⸗ und Verbrauchsregelung 
einzuführen. Es iſt indeſſen ene 


davon nur in ſolchen Fällen Gebrauch gemacht 


Gründe, wie die Sicherſtellung des Bedarfs der 
Kranken, eine Einengung des freien Verkehrs 
rechtfertigen. Im allgemeinen dürften dem 
Beſchränkungen auferlegt 
werden. 22: ? 


Unberührt von der getroffenen Maßnahme 
iſt die Einfuhr und Verteilung der Auslands⸗ 


traliſationsbeſtimmungen, insbefondere das Be⸗ 


Art kennzeichnete er den wahren Stand der Lage. 


mehr am Herzen liegt, als irgend welche im In⸗ 


ird. f 


1 entgegen, Große Geldmittel find nöti 


a 


ſchlag i die ohne Erlaubnis der 


gnahmerecht g 
Eiereinfuhrgeſellſchaft, Berlin W. 8, Unter den 
Linden 17—18, eingeführten Eier, beſtehen 
bleiben. Die Einfuhr aus dem Auslande ſoll 
vor allem der Sicherſtellung der Krankenver⸗ 
ſorgung dienen. f 

In Kraft bleiben bis auf weiteres ferner 
die Vorſchriften über das Verbot von Verwen⸗ 
dung von Eiern undEikonſerven zurHerſtellung 
von Farben und über die Einſchränkung des 
Verbrauchs von Eiern bei der Bereitung von 
Kuchen in gewerblichen Betrieben. 


Aus Stadt und Land. f 

Thorn, 28 März 1919. 

Anlworktelegramm der deutſchen 
Waffenſtillſtandskommiſſion an 


den Thorner Magiſtrak. 


In der Sitzung der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung vom 19. März war bekanntlich be⸗ 
ſchloſſen worden, an den Präſidenten Wilſon 
die Waffenſtillſtandskommiſſion, den Miniſter⸗ 
präſidenten Scheidemann und den Reichs⸗ 
präſidenten Ebert Telegramme zu ſenden, in 
denen der rein deutſche Charakter der Provinz 
Weſtpreußen betont und gegen die Zerſtückelung 
und Abtretung weſtpreußiſcher Gebietsteile an 
Polen entſchieden Einſpruch erhoben wird. In⸗ 
zwiſchen iſt von der Waffenſtillſtandskommiſſion 
in Spaa folgendes Antworttelegramm einge⸗ 
gangen: 

Telegramm an den Magiſtrat der Stadt Thorn 
„In völliger Uebereinſtimmung mit Pro⸗ 
teſttelegramm vom 20. März nehmen Sie; 
die Verſicherung, daß alles geſchehen wird, 
um Weſtpreußen dem Deutſchen Reiche zu 
erhalten. 


Deutſche Waffenſtillſtandskommiſſio 
N Abt. Poſen.“ ö 


4 


\ 


w 
W 


N — — 
— Oſthilfe Für unſere Freiwilligentruppen, 
die uns und unſere Grenzen gegen die Angriffe 
der Polen und Bolſchewiſten ſchützen, haben 
Preußiſche Landesregierung und Reichsregie⸗ 
rung gemeinſchaftlich einen Aufruf zur Geld⸗ 
ſammlung erlaſſen und die Arbeiten dieſer Zen. 
tralwerbetätigkeit für das geſamte Deulſche 
Reich der „Freiwilligen Wirtſchaftshilfe für den 
Oſtſchutz (Oſthilfe), e. V.“ übergeben. Wer 
unſeren tapferen Brüdern, die nach vierjährigem 
Kriegsdienſt alsFreiwilllge abermals die ſchwe⸗ 
ren Strapazen übernehmen, eine außeretats⸗ 
mäßige Unterſtützung in Form von Liebesga⸗ 
ben zuwenden will, um ſie kampffreudiger zu 
erhalten und ihre ſchwere Aufgabe, Ruhe und 


Ordnung zu ſchafſen, erleichtern möchte, wid 
gebeten, Vetrüge kik der Bemerkung „ „Für die 8 
on dieſes Blattes u 


zeichnen. Auch nimmt jede Berliner Großbank 
und oſt⸗ und weſtpreußiſche Provinzialbanſ 
Geldſpenden unter dem Stichwort „Oſthilfe“ 
g, größte 
Eile tut not, darum RE 
Jeichnet für die Oſthilfe! 
— Neuss aus den Verbänden der Ar ſegsbe - 
ſchädiglen. In die Kriegsbeſchädigtenbdewegung 
kommt immer mehr Klarheit. Der Reichsbund 
wird in feinem wahren Charakter als (ozialde⸗ 
. Gründung ſtets beſſer erkannt. Den 
Eſſener Verband, die älteſte Kriegsbeſchädigten⸗ 
organiſation, exiſtiert nur noch dem Namen nach: 
All ſeine größeren Ortsgruppen haben ſich von 
ihm abgewandt, ſelbſt die Geburtsortsgruppe des 
Verbandes in Eſſen, deren Gründer der Vor⸗ 
ges des Eſſener Verbandes, Hans Adorf, war. 
eſe ſehr ſtarke, viele hundert Mitglieder züh⸗ 
lende Ortsgruppe, hat ſich nunmehr dem Ver⸗ 
bande deutſcher Kriegsbe chädigter und Kriegs⸗ 
teilnehmer, Reichsgeſchäftsſtelle Berlin SW 68, 
Kochſtraße 9, angeſchloſſen. Die alte und que 
geleitete Eſſener Vereinigung Kriegsbeſchädigter 
hat dieſen Schritt nach reiflicher Ueberlegung und 
in der ſicheren Erkenntnis vollzogen, daß die 
ſtreng parteipolitiſche Neutralität: 
dieſes Verbandes und ſein unausgeſetztes Be⸗ 
mühen, die Lage der Kriegsbeſchädigten zu beſ⸗ 
ſern, die beſte Intereſſenverkretung gewährleiſten. 


Jene örtlichen Vereinigungen Kriegsbeſchädigter, 
die wegen ihres Anf eluffes an einen Verband 


noch ſchwanken, follten dieſem Beiſpiele folgfi. 
— N lung über Gebührnisfragen. 


Zahlreiche entlaſſene Heeresangehörige, Offi⸗ — 
diere, Unteroffiziere und Mannſchaften wenden 
ſich fortgeſetzt mit mündlichen und ſchriftlichen 
fragen bezüglichůKriegsteuerungszulagen und 
anderen Gebührnisfragen an die Beſoldungsab⸗ 
teilung des Kriegsminiſteriums, die hierdurch 
derartig überlaſtet wird, daß der Dienſtbetrieb 
auf das Aeußerſte erſchwert iſt. Alle nachträg⸗ 
lichen Eingaben wegen Kriegsteuerungsbezüge 
und Gebührnisfragen ſind dem zuſtändigen Be⸗ 
zirkskommando vorzulegen, das für Weitergabe 1 
oder unmittelbare Erledigung zu ſorgen hat. 


Alle für die Folge an das Kriegsminiſterium 
unmittelbar gerichteten Anfragen und 3 
ſolcher Art bleiben unbeantworte. BEER 
-_ — Bergünfligungen der weni die N 
Ae e en nehmen. rch 
eine neue Verordnung, die ſofort in Kraft tritt.. 
wird u. a. beſtimmt: Erwerbsloſe, die früher in 
r = oder Forſtwirtſchaft tätig waren, fr . 
wie ſonſtige in der Land- oder Forſtwirtſchaft 
tätig geweſene Arbeiter oder Arbeiterinnen er- 


1 


halten beſtmmte Vergünſtigungen, wenn fie der 


Gemeinde ihres letzten Wohnortes den Nachweis 
en, daß fie eine Stelle in der Land- der 
Forſtwirtechaft zu übernehmen ſich Sea 
haben und zu dieſem Zweck ihren Wohnſitz ver⸗ 
legen müſſen. Es wird ihnen nämlech freie Fahrt 
55 Beſchäftigungsort ſowie eine angeweſſene 
die im Haushalt 


n 
ihilfe zu den Reiſeunkoſten gewährt 


lebenden 


pw 


Fomilenungeörigen | 


Se 
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des Arbeiters, welche 1 W des 
Haushalts in den e mitreiſen 
oder nachfolgen, erhalten freie Fahrt und eine 
angemeſſene Beihilfe zu den Reiſeunkoſten. Die⸗ 
En müſſen hierzu aber der Gemeinde des letz⸗ 
ten Wohnortes den Nachweis erbringen, daß die 
Unterkunft in dem u n de . geſichert iſt. 
Sobald das der Fall iſt, hat die Gemeinde oder 
der Gemeindeverband des letzten Wohnortes auch 
die freie Bahnfahrt des Umzugsguts (Möbel, 
Hausrat ufw.) zu bewirken. Gerade dieſe Be⸗ 
n wird vielfach dazu beitragen, die Be⸗ 
enken dieſer Arbeitswilligen gegen einen Um⸗ 
Aus aufs Land zu beſeitigen. Si es nicht mög⸗ 
ich, die Familienangehörigen in den auswär⸗ 
tigen Beſchäftigungsort mitzunehmen, ſo werden 
den zurückbleibenden Familienangehörigen Fa⸗ 
milienunterſtützungen gewährt und zwar ſo⸗ 
lange, als das auswärtige Arbeitsverhältnis ilres 
Ernährers in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft an⸗ 
dauert. Dieſe une betragen das ein⸗ 
einhalbfache der Zuſchläge, die aufgrund der Ver⸗ 
ordnung über die Erwerbsiofenfürjorge als 
Höchſtſaß den Familienangehörigen der Er⸗ 
werbsloſen gewährt werden können. Die Koſten, 
die durch die freie Fahrt, den Umzug und die zu 
leiſtenden Unterſtützungen entſtehen, hat die Ge⸗ 
meinde oder der Gemeindevorſtand des letzten 
Wohnortes zu verauslagen und zwar, ſoweit es 
ſich um Leiſtungen für Erwerbsloſe handelt, aus 
Mitteln der Erwerbsloſenfürſorge. Die für die 
ſonſtigen Arbeiter verauslagten Koſten werden 
den Gemeinden oder Gemeindeverbänden des 
letzten Wohnortes vom Rei ch und dem in Frage 
kommenden Bundesſtaat je zur Hälfte erſetzt.“ 
Von erheblichem Wert iſt auch die Beſtimmung 
der neuen Verordnung, daß den in landwirk⸗ 
ſchaftlichen Selbſtverſorge betrieben beſchäftigten 
Arbeitern außer den Löhnen das Recht auf Se eabſt⸗ 
verſorgerration zuſteht. Auch erlangen die ſtän⸗ 
dig in landwirtſchaftlichen Betrieben ihres Be⸗ 
zirks beſchäſtigten Arbeiter Gelegenhe it zur Pach⸗ 
tung oder ſonſtigen Nutzung 85 Land für den 
Bedarf des Haushalts gemäß er Verordnung 
zur Beſczaffung von landw! riſchaf ſtlichem Sied⸗ 
zung land vom 29. Januar 1919. Schließlich 
wird noch bemerkt, daß, um die offenen land» 
wirtſchaftlichen Steilen auch wirklich ſchnell und 
5 55 zu erfaſſen, die Verordnung den Arbeit⸗ 
gebern in der Land und Forſtwirtſchaft die Ver⸗ 
pflichtung auferlegt hat, jede offene Stelle ſofort 
einem nichtsgewerbsmäßigen Arbeitsnachweis 
anzumelden, jowie_ von jeder Belegung der als 
offen gemelde sten Stellen demjenigen. Arbeits⸗ 
nachweis Mi heilung zu machen, bei welchem die 
Anmeldung erfolgt iſt. 
—Juſtizbe amlenausſchuß. Nachdem ſich die 
Ä en, Kanzlei⸗ und Unterbeamten der hie⸗ 
ſigen Juſtizbehörden einſtimmig für Bildung 
eines Juſtizbeamtenausſchuſſes Bar 
geſprochen hatten, wurden nunmehr die folgen⸗ 
den fieben Beamten in dieſen Ausſchuß ge⸗ 
5 wählt: Amtsanwalt Störmer, Amtsgerichs⸗ 
ee Hindenburg, Gerichtskaſſenkonkrolleur 
“Ch, Landgerichtstanglift Oyda, Kanzleigehilje 
Nimtz, Gerichtsdiener Müller und Gefangenen⸗ 
“auffeher Stiebert. Als Erſatzmitglieder des 
Ausſchuſſes wurden gewählt: Amtsgerichtsſc⸗ 
kretär Spielvogel, Rechnungsrat Kurland, Ge⸗ 
richtsvollzieher Knauf, Kanzleiinſpektor Gräpp, 
Kanzleigehilfe Leichnitz und die Gerichtsdiener 
Bartel und Mechler. Die höheren Juſtigbeam⸗ 
ten hatten eine Beteiligung am Beamtenaus⸗ 
ſchuß abgelehnt. Bei den Juſtizbehörden in 
Danzig und Elbing beſtehen bereits ſeit Novem⸗ 
| ber v. Is. Beamtenausſchüſſe, in denen auch 
5 Ä die höheren Beamten vertreten find. Auch bei 
den hieſigen Eiſenbahnbehörden, ſowie beim 
Poſt⸗ und Telegrafenamt ſind Beamtenaus⸗ 
* ſchüſſe bereits 1 5 mehreren Wochen tätig. 
5 — Nach der Verordnung über die Regelung 
der Arbeitszeit der Angeſtelllen darf die regel⸗ 
mäßige tägliche Arbeitszeit ausſchließlich der 
Pauſen die Dauer von acht Stunden nicht über⸗ 
ſchreiten. Wenn in Abweichung hiervon durch 
Vereinbarung eine Verkürzung der Arbeitszeit 
an Vorabenden der Sonn⸗ und Feſttage her⸗ 
beigeführt wird, kann der Ausfall der Arheits⸗ 
ſtunden an dieſen Tagen auf die übrigen Werk. 
tage verteilt werden. Sofern die tägliche Ar⸗ 
beitszeit mehr als ſechs Stunden beträgt, iſt 
den Angeſtellten innerhalb der Arbeitszeit eine 
mindeſtens halbſtündige Pauſe zu gewähren. 
N Fällt das Ende der Arbeitszeit in die Zeit nach 
4 Uhr nachmittags, ſo muß die Pauſe für die 
= ngeſdellen, die ihre Hauptmahlzeiten außer⸗ 
2120 A des die Arbeitsftätte enthaltenden Gebäu⸗ 
des einnehmen, auf mindeſtens anderthalb 
* Stunden verlängert werden. Nach Beendigung 
BR 8 der täglichen Arbeitszeit iſt den Angeſtellten 
Leine ununterbrochene Ruhezeit von mindeſtens 
elf Stunden zu gewähren. Arbeit geber, die 
Angeſtellte mit Ueberarbeiten beſchäfligen, ſind 
verpflichtet, ein Verzeichnis anzulegen, in das 
für jeden Tag, an dem denden geleiſtet 
* t find, die gab der daran beteiligten An⸗ 
ahl der von ihnen geleiſteten 
die 0 5 beige eden 


en. 30 im Jahre „ f 
urch Feſtlegung von ganz oder 
e freien Tagen eder verkürzter Arbeits⸗ 
wer zu beitimmten a ee für Ausgleich 


gewiß die Urſache, daß ein 
Zeitungsbetrieben im Laufe 25 letzten Jahre 


1 f \ 


der Ueberſtunden geforgt wird. Die Ausnah⸗ 
mes und onderbejtimmungen über die Sonn⸗ 
tagsruhe der Angeſtellten im Handelsgewerbe 
gelten auch für die ſonſtigen Angeſtellten im 
Sinne dieſer Verordnung. Die hiernach für 
Sonn⸗ und Feſttage zugelaſſenen Ueberſtunden 
ſind auf die feſtgelegte Höchſtzahl nicht anzu⸗ 
rechnen. Die Demobilmachungskommiſſare ſind 
befugt, nach Anhörung der Aufſichtsbeamten 
oder Aufſichtsbehörden widerruflich weiterge⸗ 
hende Ausnahmen, als in den vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen vorgefehen ſind, zu erteilen, wenn 
dieſe Ausnahmen im öffentlichen Intereſfe, ins⸗ 
beſondere zur Durchführung der geordneten 
Demobilmachung, zur Verhinderung der Ar⸗ 
beitslofigteit oder zur Sicherſtellung der Volks⸗ 
ernährung dringend nötig werden. Die Be⸗ 
ſtimmungen finden keine Anwendung. auf 1.Ge⸗ 
neralbevollmächtigte und die imHandelsregiſter 
29 Vertreter eines Unternehmens, 

ſonſtige Angeſtellte in leitender Stellung, 


ir orgeſetzte von in der Regel mindeſtens 
20 Angeſtellten oder 50 Arbeitnehmern ſind 
ode ren Jahresarbeitsverdienſt 7000 Mark 


überſteigt, 3. Angeſtellte, die in Betrieben der 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft einſchließlich ihrer 
Nebenbetriebe beſchäftigt ſind, 4. Gehilfen und 
Lehrlinge in Apot heken. Dieſe Verordnung tritt 
am 1. April 1919 in Kraft. 

— Die Not der jungen Lehrer. In Nr. 28 
der „Kattowitzer Zeitung“ vom 29. Januar iſt 
unter der Reihe „Stellengeſuche“ folgene An⸗ 
zeige zu leſen: „Lehrer, der die Kunſtakademie 
beſucht hat, ſucht, da er bei ſeinem Gehalt von 
93,33 Mk. verhungert, Stellung als Dekora⸗ 
tionsmaler und dergleichen. Angebote unter 
B. B. 768 a. d. Geſchäftsſtelle dieſer Zeit ung.“ 
Dazu bemerkt die „Schleſ. Schulzeitung“: Dieſe 
Anzeige wirft ein grelles Schlaglicht auf das 
wirtſchaftliche Elend unſerer Junglehrerſchaft, 
ein ebenſo grelles Schlaglicht auf die Bewertung 
des Standes der Jugendbildner. Was man 
ihnen bietet, ſind Hungerlöhne. In welche 
wirtſchaftliche Schicht können unſere Jungle hrer 
eingereiht werden? Die Arbeitsburſchen ran⸗ 
gieren weit höher. Der Stiefelputzer in einem 
Hotel würde einen Vergleich mit höhniſchem 
Lächeln ablehnen. Die Arbeitsloſen find den 
Junglehrern gegenüber in einer glänzenden 
Lage. Noch tragiſcher iſt das Los derjenigen 
Lehrer, die nach ihrer Rückkehr aus dem Kriege 
vergebens nach einer Stellung ſuchen. Und das 
ſind Tauſende. Jahrelang haben ſie alle Stra⸗ 
pazen, alle Entbehrungen erduldet. Sie glaub⸗ 
ten, ſich den Dank des Vaterlandes verdient 
zu haben. Wo bleibt nun der Dank? Hilfe 
ſuchend wenden ſie ſich von einer Regierung zur 
andern. Sie wollen arbeiten, ſie betteln um 
Arbeit ein kühles Achſelzucken iſt immer 
wieder die Antwort. Wir fragen: Iſt ſich die 
Staatsregierung des Unrechts bewußt, das ſie 
an dieſen Junglehrern begeht? Will ſie ihnen 
helfen oder nicht? Dem Privatangeſtellten 
kommt man zu Hilfe. Die Geſchäftsherren ſind 
verpflichtet, ihre aus dem Kriege ee 
ten Angeſtellten wieder einzuſtellen, gleichviel, 
ob die Plätze inzwiſchen beſetzt worden ſind oder 
nicht. Sie müſſen eben Opfer bringen. Der 
Staat darf ſich einer Verpflichtung, die er an⸗ 
dern auferlegt, nicht entziehen. Er hat viel⸗ 
mehr die Pflicht, mit gutem Beiſpiel voranzu⸗ 
gehen. Tut er es nicht, Jo erklärt ſich der Staat 
als moraliſch bankerott. 

— Eine öffentliche Volksverſammlung, in 
der eifrig die Werbetrommel für die neuge⸗ 
gründete Danziger „Volkswacht“ als ſozialdemo⸗ 
kratiſches Parteiorgan gerührt wurde, fand ge⸗ 
ſtern abend einhalb ſieben Uhr im Schützen⸗ 
hauſe unter Vorſitz des Herrn Neumann 
ſtatt, der in feiner Begrüßungsanſprache auf 
die von verſchiedenen Parteigenoſſen vergeblich 
unternommenen Anftrengungen, amplatze eine 
eigene ſozialiſtiſche Zeitung zu gründen, hin⸗ 
wies. Herr Krahn aus Danzig erörterte nach 
einem Rückblick über die allgemeine Lage der 
Sozialdemokratie die Frage: Braucht der ſo⸗ 
zialdemokratiſche Arbeiter eine ſozialiſtiſche 


Preſſe, indem er unter grober Entſtellung von 


Tatſachen gegen die mit Millionen gefütterte 
„kapitaliſtiſche“ bürgerliche Preſſe zu Felde zog. 


Wie wenig Ahnung der Redner von der Lage 


des Zeitungsgewerbes bei ſeinen Zuhörern vor⸗ 
ausſetzte, ging aus den nur mit Schlagwörtern 
geſpikten Ausführungen klar hervor. Die 
„Rieſenſummen“, die die bürgerlichen Parteien 
den bürgerlichen Zeitungen zufließen ließen, ſind 
großer Teil von 


ſtillgelegt werden mußte. Gegen die hiefigen 
bürgerlichen Zeitungen wurde der Vorwurf der 
„Anpöbelei“ der Sozialdemokratie erhoben Was 
taten denn die Redner, die geſtern abend ſo 
„taktvoll“ für die ſozialdemokratiſche Preſſe ein⸗ 
traten? Die Gehäſſigkeit ihrer Kampfesweiſe 
war kaum zu überbieten. Mit welcher naiven 
Ueberredungskunſt ſuchte der Danziger Redner 
den Parteigenoſſen klar zu machen, daß ſie gar 
nicht mehr nötig hätten, die bürgerliche Preſſe 


zu leſen, denn die „Volkswacht“ habe den Vor⸗ 


ſchon vor Erſcheinen der bürgerlichen 


zug, 
Blätter in den Nachmittagsſtunden ausgetragen 


u werden. Sie bringe das „Neueſte“ ſomit 
immer ſchon einige Stunden früher als die 
Thorner Zeitungen. Wie es mit dieſem „Neue⸗ 


ſten“ ausſehen wird, wird ſelbſt einem Nicht⸗ 


fachmann klar ſein, wenn man bedenkt, daß, 
um das Eintreffen mittags 1 Uhr in Thorn zu 
Nu e 4 2 eee zum mindeſten in der 
Sie kann daher un⸗ 

pee 5 4 enthalten, ſie wird ohne 
Frage gezwüngen fein, alle die bedeutungsvol⸗ 
len Nachrichten, die die Thorner Zeitungen am 
Nachmittag bereits veröffentlicht haben, erſt 
am darauffolgenden Tage bekannt zu geben. 


farblos und entbehren teilweiſe des melodiſchen 


bylych zolnierzy w Toruniu“, 
maßen ſtaatsfeindliche und den Strafgeſetzen 


Das Neuefte Ka fogiafififehen Neugründung are Drei MWeidj 


eiffoffillen für Thorn, Gan 
beſchränkt ſich alſo, wie ag nach vernünftiger | den; und ee ur I fü Zi, Strom« 
Ueberlegung erkennen wird, auf das Datum | poligei während der amerikaniſchen 


der Zeitung, ſie mag wohl das Neueſte 


mitteltransporte auf der Weichſel von Danzig 
für den betreffenden Leſer enthalten, aber es gi * 


bis Kongreßpolen werden in den nächſten Ta 


iſt in Wirklichkeit das Neueſte von geſtern und gen drei Weichſelflottillen in Thorn, Fraudeng 
vorgeſtern. und Danzig eintreffen. - 
— Verein der Arbe von und eſtpreußen. Für 


Thorn e Jexienordnu 
Umgegend. Die letzte Vollverſammlung beſchäf⸗ S een ſind die en f für 
tigte ſich ſehr eingehend mit dem paritätiſchen 
ſtädtiſchen Arbeitsnachweis, der ſich darüber 
beklagt, daß er noch immer keinen Ueberblick 
über Angebot und Nachfrage von Arbeitskräf⸗ 
ten bekommt. Der Verein unterſtützt die Be⸗ 
ſtrebungen des Arbeitsnachweiſes und macht es 
ſeinen Mitgliedern zur Pflicht, alle Arbeiterent⸗ 
laſſungen dem Nachweis zu melden und ihm 
auch ſonſt alle freien Stellen anzuzeigen. Nur 
in dieſer Art kann der Arbeits nachweis feine 
Aufgabe, allenErwerbsloſen raſch eine Beſchäf⸗ 
tigung zu verſchaffen, erfüllen. Es wurde noch⸗ 
mals darauf hingewieſen, daß das Gefetz vom 

17. 2. 19 (im Reichsgeſetzblatt 42, Seite 201) 
die. Arbeitgeber verpflichtet, offene Stellen dem 
Arbeitsnachweis bekannt zu geben. Auch wenn 
Arbeiter ohne Vermittlung des Arbeitsnach⸗ 
weiſes eingeſtellt werden, was aber möglichſt 
zu vermeiden iſt, ſoll dem Arbeitsnachweis da⸗ 
von Mitteilung gemacht werden. Auch die 
Notſtandsarbeiten gaben zu längeren Ausein⸗ 
anderſetzungen Veranlaſſung und es wurde be⸗ 
tont, daß dauernd genügend Beſchäftigung vor⸗ 
handen iſt, die die Verſicherung ermöglicht, daß 
die betreffenden Notſtandsarbeiter, fobald fie mit 
einer Arbeit fertig find, anderweit neue Arbeit 
erhalten. 

— Der Deulſche Doltsrat Bezirk Bromberger 
Vorſtadt hält, wie aus dem Anzeigeteil erscht⸗ 
lich, am kommenden Sonntag eine Verſamm⸗ 
lung ab. 

Y. — Konzert Robert Huktk. Wiederum 
ſaßen wir andachtsvoll im Tempel der Kunſt, 
um einem gottbegnadeten Sänger zu lauſchen. 
Herr Robert Hutt vom Opernhauſe Berlin 
(Tenor) gab endlich ſeinen längſt angekündig⸗ 
ten Vortragsabend, der durch die Vermittelung 
ſchöner edler Kunſt nachhaltige, tiefe Eindrücke 
hinterließ. „Ausgeſtattet mit reichen Stimm⸗ 
mitteln — ein guter Tenor iſt überhaupt eine 
ſeltene Gottesgabe — ſang er ſich ſofort in die 
Herzen der beglückten Hörer hinein und führte 
ſie aus der Niederung des grauen, ſorgenrei⸗ 
chen Alltags zur Sonnenhöhe künſtleriſchen Ge⸗ 
nießens und Erlebens. Obgleich auf der Bühne 
heimiſch, gab er dem Konzerlſaal, was des 
Konzertſaales iſt, und enthielt ſich auf dem Po⸗ 
dium aller Ausdrucksmittel, die nicht dorthin 
gehören. Mit der „Arie des Vasco da Gama“ 
aus „Afrikanerin“ von Meyerbeer führte ſich 
Herr Hutt glanzvoll ein. Zwei andre Arien 
aus „Liebestrank“ von Donizetti und aus 
„Aida“ von Verdi brachten ſeinen ſieghaften | 


die höheren 


fejtgejeßt worden: Die Diterferien dauern vom 
10. bis 24. April, die Pfingitferien vom 5. bis 
13. Juni, die Sommerferien vom 4. Juli bis 5. 


die Weihnachtsferien vom 23. Dezember bis 8. 
Januar 1920. 

— Ueber hausſuchungen in der Fiſcherſtraße 
hatten wir am 26. März berichtet. Dazu te 15 
uns die Militärpolizei mit, es ſei unrichtig, 
daß bei den Hausſuchungen große Mengen 
Butter, Keks und andere ſeltene Eßwaren be⸗ 
ſchlagnahmt worden ſind. Nur in einem Falle 
wurden Keks und Bonbons, die von einem 
Diebſtahl aus einer hieſigen Fabrik herrüh⸗ 


wieſen. Die Durchſuchung war erfolgt, weil 
bekannt geworden war, daß Waffen, Munition 
und Heeresgut verborgen gehalten wird. 5 

— Auf dem geſtrigen Viehmarkt ſtanden 13 
Ferkel zum Preiſe von 80—130 Mark zum 
Verkauf. 


dienſiſtelle. Sonnabend, den 29. März 1919; 
Wolkig, milde, zeitweiſe Regen. Pc 


Amihal. Volksratsgründüng, In 
Amthal wurde infolge der wiederholten Dieb⸗ 
ſtähle zur Bildung einer Bürgerwehr geſchrit⸗ 
ten. Gleichzeitig forderte Lehrer Sielaff 
aus Groß Böſendorf zur Bildung eines deulſchen 
Volksrates auf. Die Gründung eines deutſchen 


5 


ſoll in kürzeſter Zeit geſchehen. 
Suben Deuthſcher Volks rat. 
Saale des Gaſtwirts Haaſe in Luben fand eine 


ſchen von Luben und Umgegend ſtatt zwecks 
Gründung eines Deutſchen Volksrats. Herr 


und wies auf die Notwendigkeit des Zuſam⸗ 
menſchluſſes der Deutſchen in dieſer ernſten 
Stunde hin. Herr Geſſert aus Bromberg legte 
die Ziele und den Zweck der deutſchen Volks⸗ 
räte dar, die gegründet werden, um alle Par⸗ 


Alle Anweſenden traten der deutſchen Vereini⸗ 
gung bei und ſchritten ſofort zur Wahl des 
Volksrats. Obmann u Kreisdelegierter 
wurde Lehrer Schröder, Delegierter Domä⸗ 
nenp a Ha 5b. ach auf Schloß Birglau. 

amtſchen. Volksrat. Am Mittw 
fand i Am Gaſthauſe zu Gramtſchen eine ſehr 
zahlreich beſuchte Verſammlung ſtatt, in welcher 
Herr Geſſert aus Bromberg über die Ziele 
und Zweck des deutſchen Volksrats ſprach. Die 
| Anweſenden ſahen die Notwendigkeit der Grün⸗ 
dung ein und beſchloſſen, in der nächſten Woche 
eine von allen Parteien einzuberufende Ver⸗ 
ſammlung abzuhalten und den deutſchen Volks⸗ 
rat für Gramtſchen und Umgegend zu bilden. 
Leibiſſch Diebe verſuchten am 25. März 

gewählt worden: 41 Polen, 17 Deutſche, 1 

JJ ͤ ̃ Fin BRD RI. ˙. 1 Zioniſt. 
f mit Neſtaurant 
nebſt Neſtaurations » Utenſtlien, 1 
Jahre in einer Hand, iſt . 


Unternehmens halber 


zu verkaufen. 

Anzahlung 2025000 M. Bedin⸗ 
gung: Zuſchriften an die Geſchäftsſt. 

d. Zeitung unter S. Z. 402 erbeten. 


Bin dunkler Jakett- Anzun, | 


mitil. Gr. z. verk Speititr. 8, pt. 


Zwei Gasplätteisen an fr 


Friedtichſiraße 10 - 12, 
1 Treppe, rechts. 


— —— — äü—•— 2 — j—ä— — 


Tenor zur ſchönſten Entfaltung. Hier war ech⸗ 
tes muſikaliſches Gefühl, ſicheres Können, Frei⸗ 
heit und Heberlegenheit im Vortrag. Dann 
folgten Lieder von Schubert, Schumann, 
Brahms, H. Wolff und R. Strauß, deren Wie⸗ 
dergabe zum größten Teil reinſter Kunſtgenuß 
war. In den hohen Tonlagen herrſcht er un⸗ 
umſchränkt; hier löſt ſein ungewöhnliches Ta⸗ 
lent die größte Wirkung aus. Hier werden die 
Töne bei ſchönſter Stimmkultur und Sprach⸗ 
technik feſt und ſicher gebildet. Die tieferen 


Leibitſch einzubrechen, 
Lagen klingen dagegen auffallend matt und R 2 


vom Zaun, wurden aber durch ‚Hundegebelt 


und durch den Beſitzer verjagt. 
Reizes; doch bleibt dadurch die Geſamtleiſtung 0 5 


unberührt. Eine Zugabe, Walters Preisliev, 
gab er mit ſolch innerer Kraft, Wärme und 
Formvollendung, daß ich's ſehr bedauerte, von 
ihm nicht mehr Wagnerſche Muſik gehört zu 
haben. Ein prächtiger Lohengrin! Die Kla⸗ 
e — Herr Kapellmeiſter Leopold 
Stolz — war im ganzen fließend und gang⸗ 
bar, an manchen Stellen jedoch hart und kantig. 

— Juſiizrat von Tramczynski, einer der be⸗ 
kannteſten Führer der preußiſchen Polen, bis⸗ 
her Rechtsanwalt und Notar in Poſen, iſt nach 
dem letzten Juſtizminiſterial⸗Blatt in der Liſte 
der Rechtsanwälte bei dem Landgericht Poſen 
2985 Damit iſt zugleich ſein Amt als Notar 
erloſchen. 

— Auflöſung des polnſſchen Kriegervereins 
wegen Gefährdung der öffenklichen Ordnung. 
Der polniſche Kriegerverein „Towarzyſtwo 
der erwieſener⸗ 


landwirtſchaftlichen Vereine haben ſich die im 
Kreiſe Culm beſtehenden Ortsvereine zuſam⸗ 
mengeſchloſſen. Dem Kreisverein gehören an 
die landwirtſchaftlichen Vereine in Culm, New 
gut, Wilhelmsau, Podwitz⸗Lunau, Broſowo⸗ 
Waltersdorf, Kielp⸗Althauſen, Friedrichbruch 
Reinau und Kokotzko. Zweck des Vereins 
die Wahrung der Intereſſen der Geſamtheit 
Schießerei kam es gelegentlich eines Ein⸗ 
maß. Durch das Gebell des Hundes veran⸗ 
laßt, eilte der Beſitzer hinaus und gab einige 
Schreckſchüſſe ab. Die Diebe erwiderten das 
Feuer, ohne jedoch zu treffen. Es iſt inner⸗ 
ſelbſt vor 2 55 Gebrauche von Schußwaffen 
nicht zurückſchrecken. 
. dent Der Mörder Serge 
der hier ſeinen Landsmann, den Hirſch 
Eichelbaum, ermordete, 
Veranlaſſung der hieſigen Kr Apr 
verhaftet worden. Er war im Beſitz von 10 
Mart und von 6 verſchiedenen Ausweifen.O 
Poſen. Stadtverordneten wahl. 
Nach dem bisheri gen, Ergebnis find in P Pr 


zuwiderhandelnde Zwecke verfolgt und daher in 
hohem Maße die öffentliche Ruhe, Ordnung 
und 5 gefährdet, auf Grund des 8 10 
II. 17 A. L. R. und des Landesverwaltungsge⸗ 
ſetzes aufgelöſt. Jede weitere Tätigkeit wird 
ihm ſtrengſtens unterſagt. Zuwiderhandlungen 
werden . Hochverrats ſtrafrechtlich ae 
det det werd Ei 4 


Seradellg 


zur Saat ch e hat 
noch abzugeben 


Leibilſcher Mühle 


Thorn, Copperaſcusſtraße 14. 
ee eee 
Sommersprossen 


kann jed. in 10 Tagen gänzl. bei. 
Ausk koſtenlos geg. Rückmarke. 
Freu Erna Brandenburg-Losssin, Begin H 65. 


und Hühneraugen- 


ſchnelden wird gewiſſenh ausgeführt. 


Heiligegeiftitrahe 19 
IN ERBE Bee LEE er es 
eee N. ae 


Aastralien 


A. Kurka, 


fliaſterſerer, Schleufengu _ 


\ 


Lehrer Schröder eröffnete die Verſammlung 5 


teien unter dem deutſchen Banner zu vereinigen. 


ſowie der einzelnen Landwirte. — Zu einer 


55 bei dem Beſitzer Koßlowski⸗Niederaus⸗ 


halb kürzeſter Friſt das dritte Mai, daß Dieve 


ſämtlicher größeren Haustiere, auch 
unter Verſicherung führt aus 4 — 


Lehranſtalten für das Schuljahr 1919 wir folgt 


Auguſt, die Herbſtferien vom 2. bis 17. Oktober, 


ren, beſchlagnahmt und dem Eigentümer zuge⸗ 


— Micteuungen der öffenllichen Wetter⸗ 


Volksrates wurde als durchaus notwendig und 
dringend von allen Anweſenden anerkannt und - 


Im] 
ſehr zahlreich beſuchte Verſammlung der Deuts 


abends 11 Uhr beim Beſitzer Heiſe in Abbau 5 
erbrachen das Haupttor 


Culm. Zu einem Kreis verein der 


iſt in Poſen auf 


Maag, Ser Tanne ee | 


Dittmann ärıl gebr. Maſſeur, 


2: 

Wir ſind unter 55 
Nr. 1471 Deutſcher volksrat Drufie Dult Genapen eier Pattern 
e Zeimprhnen in jon f Bezirk Moder. Er ee ee an | | 
Kun! & Klein, 5 Bachau, Bielawy, Birkenau, Deutſch-Rogau, Gramt . 
. eee a Gr ündungs— Verſa mmlung Groß e alerſene, Klei ia: Gruman, zeibijh, Lieben 1 
r eRE.B Sn Nr Ser. 


Rayon, Rösner⸗, Born, Goßler⸗, Noßgarten,, Kofaten:, Gartenstraße, 


— At 4 1 fi hir * 1 | £ . 8 ö 
fi 4 | RW Ulmenallee, Elſner⸗, Wörth⸗, Kirch, Graudenzer⸗, Linden⸗, Voß, Ants“, 5 en * if 7 k 
90 10 "Al m ein Goethes, MWiejen-,; Nonnen: und Echbergſtraße, Hauptgraben, Schwerin,, 1 bien 1 FR j Mi H der D. oa 2 9 at bon Ni 111) 
— ! Sprit, Bahnhofs, Kanal-, Kometen» und Geretſtraße nebſt Bahnhof 8 = 
155 


Wohne vom 2. 4. wieder in 
Gramiſchen und halte täglich 


SMechſtauden 


ab don 8—10 Uhr vormittags und 
3 —4 Ühr nachmittags, am 
Sonntag v. 9— 10 Uhr vormittags. 


Dr Mäller, Dr Mäller, prakt. Arzt. Arzt. 


Jchuelder 


in und außer dem Hauſe für Groß⸗ 
ſtücke u. Hoſen ſtellt ſofort ein 


| Friedrich Hecktor, 
Gul Rachut nen flu 


* ſtellt zum 1. April ein: 


berheltatele Au tier 
priheitat: ie heller 


Thorn⸗Mocker) werden 


‚all denfieten Männer Fd Frznmm aller Baie Sr een zu werden. 


e — Dienstag, den 1. April 1919, abends 7 Uhr, 
Sonnige, den 30. 0. is., nehm! lags 2 1 im e e vr in Gramtſchen: i 


in das Rüſter'ſche Gaſthaus 


eingeladen. 


Jeder, der ſein deulſches Polt lieb hat, muß ericheinen. 


Die Einberufer. 


Der De ulſche Volkstrat zum. 2 ſchl 0 au Ben Deutſche Volksrat 
Bezirk Bromberger Boritadt teduer aller Parteien werden ſprechen. N 


r 0 Parteigenoſſen aller Parteien kommt ohne Ausnahme. Alle Parteien ſtimmen in dem Punkte 
verjammelt ſich unferes Deutſchtums überein. Jeder, der fi als Deutſcher fühlt muß ko m men. 


Sonnfag, D. 30. März, nachm. 3) Uhr Cläre Degener g Hin 


|: 
5 


4 h 
Hinz 5 
i e e T N für den Frauen Verein für die Deutſch nationale Volkspartei. 188 
2 fil nenn föden in der Jahnkurnpalle. Sn ran b 
— — — Anſprachen halten: Herr Oberbürgermeiſter Dr. Hasse, Ar Maruhn u. ackbarth, 
Dame ae f ar Talg Sem inardirektor John N für die ſozialde nolraliſche Partei. für die Deuiſch demokratiſche BT ® 
ING WIEN Kb Aan x . —— —ę—ũ— -œœd—. LLIMST 


„ Staatsanwalt Bennecke. 


Es iſt Pflicht jedes deutihen Mannes und jeder deulſchen . be- 6 ſch h di 
Fran et Bromberger Borfiadt zu dleſer Beriammiung zu et- el Lell N 


ſchelnen. 


En 


welche das Aufzeichnen von In⸗ 
schriften erlernen will, ſofort in 

dauernde Stellung geſucht, auch als 

Nebenbeſchäftizung tage weiſe. 


A. Irmer 
Konservatorium 


Thon. Enn 
f f FETTE 29. März, 6% Ahr: Bi 
Thorn, den 28. März 1919. f : if Ermäßigte Preife! Zum 3. Male 


ee Derſammlung e 


Var Dem 2 — — — —— —ͤ—ꝓ— ͤ hs — —. ern 
—— — ëWwDT2—e:e | 


Ermäß Preiſe! Zum letzten 1 


Thorner Vereinsbank. rem a dn ene, 


Zum 5 Male! 


eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht. Beiptertung ringender gelegenen Das war zwe Mabel. i 
1.ordtl.Generalverfunmlüng)5onuabend, den 20. Mär; 1018, g Kerl 


am Mo ntag, don 31. März 1919 für Bromberger Vorſtadt: 5 Ahr nachmittags in der „Jahn“: | 


Violine, #armeoniuma | 
(Orgel), Theorie, Mes mg 
Vollst, Ausbildung. Eintritt 
J derzeit Anmeldungen bei 
dor Direktion: Fiau von, 
Nesskow (Culmerstr 4, III) 
u. b. Mu- f F. Char 
ee eee asse 6, 


2 Paar aut dd gat erhaltene 
Emm Zugſtiefel (Gama⸗ 
schen) gegen 1 Paar 


gute . auch braun, 


Turnhalle, > 
Größe 40 auch 4 3 8 > : — z x . j 70 
ebr. nd 8 1 Artushof. - — für Innenſtadt: 6 Uhr nachmittags in der Aula Na 
Beitanie re Range N we N der Mädchen Mitlelſchule, Gerechte⸗ . 17. 
Nr fag ” Jakobstraße 15 Der Vorſtand. . N ſtraße Nr. 4, f 
Gasumpelu, Das 5 für Ihorn-Moder: 85 8 5 9 5 Rü ſter, findet am N 
2 33 raudenzerftraße Nr. 85 
en J Aus kunft in allen Angelegenhenheiten des Reſerne⸗ Sonnabend, ben 29 März 
G0 ſtrüm! f 2 Grenzſchutzes wird im Zimmer Nr. 26, 1 Treppe, des Rat auſes in große Neal ene | 
asjttumpfe, A erteilt. a 
2 e D de. . 
Baszyfinder, jetzt Löm Beginn 5½ Uhr. 


Die bereits ergangenen Eluladun.⸗ 
gen behalten ibre Gültigkeit. 


Der Borfianniy 


Eck-Laden 


jowie fämtliche Erſotzteile 
preiswert zu haben 


Gustav Heyer, 


Freiipilige- | Sehützennaus 


— — — Sonnabend, den 29. und Sonntag, den 30. März: | mit Einigtung für m 
in b i ; 


und Vaterialweren-Gefchäft, Keller 
ujw. ſogl. od. ſpäter zu vermieten 
Meuienſtraße 112, 1, rechts. 


„geb r. Flaſchen 


½% % und ½1 Liter Inhalt 
ne We inflaſchen) im ganzen ſehr 


preis wert zu ve z ran 1.11. 


25 ler- Korbach 


zu verkaufen. 
N etzel. Seglerſtroße 3. 


Vers tzungshalder neu, ungeor. 
eichene Schlafzimmer- u. 
Kücheneinrichtung 


von ſofort zu n en 
Schillerſtraße 7. im Laden. 


—— SRESESEREE- EEE 


allolla land 


(Mocker, Fritz Neuterſtraße) 


8˙% Morgen groß, 
zu berpachten. 
Näheres 


Culmer Chauſſee Nr. 49. 
Derr e , 


Dauer niteter 


gibt 100 Mark Belohnung © 


für Angebot einer großen 1 
2- bezw. 3 Zimmer-Wohnung, 5 
die ſobald wie möglich zu beziehen 

iſt. Angebote unter K. 400 an die 
Geſchäftsſtelle dieſer Zeitung. ** 


Dame such mn, une. 


— 5 Klapierbenutzung. Angeb. u 
1 95 a. d. N d 3⁰0 


1-2 möblleite J 
mit Küche oder Küchenbenutz 


von ſofort. e unter R 5 
an die Heſchäftsſt d. Zta ed 2 


In der Nacht vom 26. zur * ee 
iſt mir ei meinem Stalle 13 1 


n Pferd 


(braune ein Stute, 1 7 
leine beſonderen Kennze 1 Er 


Aalmablellung Thom) Kaffee- Kränzchen. 


ff. Bohnen⸗ Kaffee und Kartoffel⸗Puffer. 
Freiwillige aller Dienftgrade, Infanteriſten, M. G. Schützen,] Anfang 5 Uhr. | Auafang 5 Uhr. 
Artilleriſten, Fahrer, Pioniere, Kavalleriſten Bar zu den 


bekannten Bedingungen eingeſtellt. Viktoria 75 Park 
Z Mel dungen ſchriftlich oder mündlich bei der Werbe. ; — 


ſtelle der Sonnabend und Sonntag: 


Sreiwiligen-Sturmableiluug Thorn, Grosser Ball. 


Wrangel-Kaſerne. 8 
Der Sonnabend Anfang 5 Uhr. Sonntag Anfang 3 Uhr. 
—— ——— 


arität. fädtäce Arbeits-Nachweis Tivoli = 


V Sonnabend, den 29. März 1919: 


ſucht weibl. Hauspetſonal Samilienkränzchen 


Ein mittelgroßer, heller 


5 f 500 Mk. 
. | ) Pi mit auten Senaniffen r 6 Ahr. Anfang 6 Uhr. 1 0 5 — 95 
22 Gaiiwirt Bart 
. steigenden Gilenuexielt. | 8 Schlüsseimühle. I of Buga, Sol 
Strobandſtraße, mit 1 . f f 1 


dem Keller, Gas, elektriſchem Licht, 


Sonntag 25 März: 
b fi it Gütert t 7 
Waſser und Zentralbelzung verleben, ringt baldiger Frieden mit ch. Herren, die mit Gütertransporten zu 


Lande oder zu Waſſer befaßt find (Spediteure, Prokureure, Rhedereſver⸗ 
gi per ſofort zu vermieten. treter) oder die Er ala ne zu Handel und Induſtrie haben, auch Familien⸗s ränz en. 
0 stav He Or Selbſtverlader, finden Not iger durch Zuführung von Zransporfver- 4 
u 7 7 ſicherungen an 7 beſte Geſellſchaft nr Verdienſt zu erzielen re ö 
ehe 6 — Fernruf 517. unter 9.7020 G. an Hanseunte a & Vogler, Bein B. 35. Anfang 4 Uh. IE leg 4 an. 


Derloren 


I 8 5 rap = \ 
egen gute elo 
Serechteate I 


Nr. 75. Beiblatt. 


Berliner Anträge zum  Räteiyftem. niſſe der Oftmart bringt 


Die 3 Fraktionen der Vollverſammlung der 
Groß⸗Berliner Arbeiterräte haben ihre Anträge 
ür den am 8. April beginnenden Rätekongreß 
ezüglich der Einführung des Räteſyſtems feſt⸗ 
gelegt. Der Inhalt der Anträge iſt im weſent⸗ 
lichen folgender: ? 

Der Mehrheits antrag: Der Räte⸗ 
edanke muß auf dem Boden der Demokratie 
fine Verwirklichung finden. _ Das demokratiſche 

äteſyſtem muß in der Verfaſſung verankert 
werden. Es ſtellt die Vertretung der Arbeits⸗ 
kraft des Volkes dar. Während das Parlament 
des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen 
Wahlrechts die Vertretung der Bevölkerung nach 
ihrer beſonderen Zahl darſtellt, ſtellt die Kammer 
der Arbeit, die ſich auf dem Räteſyſtem aufbaut, 
die Vertretung der Produktivkraft und der Lei⸗ 
ſtung des Volkes dar. 5 
Die Aufgaben der Kammer der Arbeit ſind: 
Ausarbeitung und Prüfung aller Geſetze wirt⸗ 
ſchaftlichen Charakters; dauernde Unterſuchung 
der Wirtſchaftsentwicklung mit dem Recht der 
Initiative bei der er einzelner Pro⸗ 


93633 


duklonszweige. In dem Zuſtandekommen eines 
Geſetzes bedarf es der Zuſtimmung beider Häu⸗ 
ſer. Beide Kammern haben das Recht, ein Re⸗ 
ferendum zu verlangen. 

Der Antrag der Unabhängigen 
Fraktion geht von der Vorausſetzung aus, 
daß die Arbeiterräte als die berufenen Vertreter 

aller Arbeiter, Angeſtellten und Beamten in pri⸗ 
vaten und öffentlichen Betrieben die . 
ihrer Berufsangehörigen zu vertreten und die 
Betriebe eingehend zu kontrollieren haben. Das 
iel ihrer Tätigkeit muß die ſchleunige Soziali⸗ 
ſterung des Wirtſchafts⸗ und Staatslebens fein. 
Den zu ſchaffenden Zwangsorganiſationen aller 
gegen Entgelt beſchäftigten Perſonen (die Unter⸗ 
nehmer find affo ausgeſchloſſen) ſind die be⸗ 
ſtehenden Organiſationen einzugliedern. Land⸗ 
arbeiter und Bauern, die nicht ſtändig Perſonen 
egen Entgelt beihäftigen, ſollen ebenfalls eine 
wangsorganiſation bilden. In allen gewerb⸗ 
lichen, induſtriellen, Handels⸗, Staats⸗ und länd⸗ 


N lichen Betrieben werden Betriebsräte gewählt, 
* und zwar je ein Mitglied auf 100 beſchäftigte Per⸗ 


ſonen. e 2 
Die Arbeiterräte kontrollieren und überwachen 


„ 


7 Bet iebes oder der zu einem Wahlkörper zuſam⸗ 


Der Bezirkswirtſchaftsrat regelt und über⸗ 

wacht die Produktion im Bezirk. f 
Der Reichswirtichaftsrat überwacht das ge 
ſamte wirtſchaftliche Leben des Reiches und er⸗ 
däßt die erforderlichen Geſetze zur Aufrechterhal⸗ 
tung der Produktion und zur Ueberleitung der 
Hrivatkapitaliſtiſchen Produktion in die ſoziali⸗ 
liſche. Der Reichswirtſchaftsrat übt die Legis⸗ 
lativgewalt aus, gibt ſich einen Zentralrat, dem 

er die Exekutive überträgt. 5 
Die freie demokratiſche Fraktion 
der Arbefterräte bezeichnet in ihrem Antrag die 
Arbeiterrüte als wirtſchaftliche Intereſſenvertre⸗ 
’ ter und wünſcht die Regelung der Frage durch 
1 ein Rätegeſetz. Sie fordert die bezirkswelſe Wahl 
geſondert nach Berufsſtänden, mit Einſchluß der 
grbeitsleiſtenden Unternehmer unter Aufſtellung 
deſonderer Grundſätze für die Kopfarbeiter. Das 
paſſive Wahlrecht ſoll erſt vom 25. Lebensjahr 
gewährt werden. 3 

Die Bezirksarbeiterräte haben nur eine über⸗ 
wachende Tätigkeit. Sie wählen aus ihrer Mitte 
die Delegierten zum Reichsarbeiterrat, deſſen lau⸗ 


fende Geſchäfte von einem Reichsvollzugsrat ge⸗ 
7 führt werden. 

0 Die Armee Haller. 

Bezeichnende Aufſchlüſſe über die ſogenannte 
polniſche Armee Hallers und über die Kenntniſſe 
der Entente über die tatſächlichen Gebietsverhält⸗ I ten, 

* ' £ 85 2 5 a * 
FMA SOCHINHEN- OEL 
bestillate, Motoren-, Sattdumpf- und Heissdampt- 

ZYLINDER-OELE 
5 Oel z ; 
5 Maschinen,, re Hultette 


»owie sämtliche technische Redarfsartikel 
— zu äusserst günstigen Preisen sofort ab Lager lieferbar. — 


Maschihen-Abteilung 


der Ueberlandzentral 
Marienwerder Westpr, 


B 


groß und 112 


igll, gober n 


mit Jahrſtuhl, elettriſche Anlage 


Aal deufmennichen und technifchen Gefchüfte des 


— — 


Zeitungsdienſt 


Westpreussen. 


rombergerſtraße 102: 
ager-Räume 


ertoller 


vorhanden. 


G. mm, b. H. f 
Fernruf 370—375. 
Zweigstelle und Reparatur-Werkstatt Pr. Holland, Bahnhofstr. 3. 


der „Goniec Wielko⸗ 
polski“ (Poſen) in ſeiner Ausgabe Nr. 63 vom 
6. 3. Hier wird geſagt: „Nachdem die Abfahrt 
der Hallerſchen Armee nach Polen beſchloſſen iſt, 
haben ſich in letzter Zeit viele franzöſiſche Frei⸗ 
willige zum Dienſt in dieſem Heere gemeldet.“ 
1 die e Zeitung, daß die „Indepen⸗ 
dance Polonaiſe“ folgende Information über 
Hallers Armee gäbe: Der höchſte Kriegsrat der 
Alliierten habe beſchloſſen, telegraphiiche Infor: 
mationen von der polniſchen Regierung über die 
Lage und den Zuſtand der Eiſenbahnlinie zwi⸗ 
ſchen Danzig und Thorn zu erfordern, die 
von den Truppen Hallers benutzt werden wird 
Der Beſchluß der Mächte werde wahrſcheinlich 
ſofort nach Eingang der Antwort gefaßt werden. 

„Gehört hatte man ja lange genug von dieſer 
polniſchen Armee, die im Felde kein deutſcher 
Soldat zu Geſicht bekommen hat, man zweifelte 
ſchon an ihrer Exiſtenz; nun, da fie in Erſchei⸗ 
nung treten ſoll, ſcheint es nötig zu ſein, ſie in 
der Hauptſache erſt zu ſchaffen. Viele franzöſiſche 
Freiwillige haben ſich dazu gemeldet. Es iſt 
alſo keine polniſche, ſondern eine Ententearmee, 
die in Danzig ans Land geſetzt wird. Franzöſi⸗ 
ſchen Köpfen iſt der Plan diefer Landung ent 
ſprungen, von franzöſiſcher Revancheluſt iſt er 
diktiert. Immer klarer tritt es zutage, daß es 
den Polen und Franzosen nicht um eine gerade 
Durchfahrt ihrer Truppen zu tun iſt; dazu könn⸗ 
ten ſie ebenſogut Königsberg oder Libau wählen. 
Nein, ſie wollen durch den Etappenweg Danzig- 
Thorn den polniſchen Aufruhrbeſtrebungen ein 
Rückgrat geben. 

Jede Truppenlandung in Danzig aber, ſei es 
von Polen oder Franzoſen, iſt ein glatter Bruch 
des Waffenſtillſtafidsvertrages vom 11. Novem: 
ber 1918. Die Entente ſcheint allerdings keine 
rechte Vorſtellung davon zu haben, daß ſie auf 
dieſem Wege tatjächlich in Deutſchland einrückt. 
Offenſichtlich geht ſie von der Anſicht aus, daß 
die Bahn Danzig⸗Thorn eine polniſche Strecke ſei; 
wie ſollte ſie ſonſt n Zuf verfallen. die polniſche 
Regierung nach dem Zuſtande dieſer Strecke an⸗ 
zufragen? Daß dieſe von Deutſchen gebaute 
Bahn unter deutſcher Betriebsleitung durch rein 
deutſches Land fährt, das ſcheint noch nicht zu den 


Ohren der maßgebenden Männer der Entente ge⸗ 


drungen zu ſein. Für Deutſchland ergibt ſich 
hieraus das Gebot, mit aller Beſtimmtheit dabei 
er die Oſtmark Entſcheidun⸗ 


9 . en f ammen⸗ 
getragenen Materſals gekröffen werden, wie das 
aus dem vorliegenden Falle klar hervorgeht. 


ſche Gebiete ſchon jetzt 
für die Polen ſichern. Es wäre ein Verbrechen 
am eigenen Volke, wenn die Regierung ſich nicht 
mit allen Mitteln dem Ententeverlangen wider⸗ 
ſetzen würde. ; 


Aus Stadt und Land. 


; Thorn, 28. März 1919. 

— Einheitsſchule und Privalſchule. Der 
des Deutſchen Lehrervereins 
ſchreibt: Die Aufhebung der öffentlichen Vor⸗ 
ſchulen iſt eine beſchloſſene Sache, ganz gleich, 
ob der allmähliche Abbau jetzt zu Oſtern oder 
erſt ſpäter beginnt. Sollen zu gleicher Zeit 
auch denPrivatſchulen die entſprechendenKlaſſen 
ihrer Unterſtufe geſchloſſen werden? Viele An⸗ 
hänger des Einheitsſchulgedankens find für dieſe 
durchgreifende Löſung. Wenn die Einheits⸗ 
ſchule der ſtändigen Herfüiftung enigegenarbei⸗ 
wenn ſie ſozial vechöhnend wirken ſoll, 


905 neue Stpullabt 
24. April um 9 Uhr. 


Aufnahme neuer - Schülerinnen 
am 11. und 12. April von 9-12 
Uhr Brückenſtraße 13 J. 


M. Wentscher, Shyulvorjteherin. 


agree 


Anfragen unter Nr. O. 399 an die 
Geſchäſtsſtelle dieſer Zeitung. 


Thorner 


Das Original auer 
Bremer Börsenfedern 
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X. Klaſſe des Lyzeums muß 
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| dann müſſen auch alle Kinder auf der gleichen 
Schulbank ſitzen, dann dacf dos hohe Ziel nicht 
dadurch geſtört werden daß ein Teil der Ju⸗ 
gend abgeſchloſſene Peloatſchulen beſucht oder 
an die Stelle der abgeſchafften öffentlichen Stan⸗ 
desſchulen private treten. Lie Frage iſt aber 
doch etwas ſchwierigec, als fie auf den erſten 
Blick erſcheint. Gegen die vollſtändige Unter⸗ 
bindung des Privatſchulweſens ſprechen man⸗ 
cherlei Gründe: Privatſchulen ſind zur Erpro⸗ 
bung neuer Erziehungsgrundſätze und eigen⸗ 
artiger Lehrverfahren geeigneter als öffentliche 
Anſtalten. Weiter iſt es ein nicht gutzuheißen⸗ 
der Eingriff in die Freiheit und das Selbſtbe⸗ 
ſtimmungsrecht des einzelnen Staatsbürgers, 
wenn man ihm verbietet, der Schulpflicht für 
ſeine Kinder durch ausreichende häusliche Er⸗ 
ziehung oder durch Benutzung geeigneter priva- | 
ter Schul⸗ und Erziehungsanſtalten zu genü⸗ 
gen. Einheitsſchule ſoll nicht Zwangsſchule 
ſein, ſo ſehr wir auch wünſchen, daß alle Kin⸗ 
der unſere öffentlichen Schulen benutzen. So⸗ | 
lange Privatſchulen keine öffentlichen Mittel 
verlangen, mindeſtens die gleiche Leiſtung wie 
dis öffentlichen Erztohungseinrich kungen auf⸗ 
weiſen und ihre Einrichtung dem Allgemein⸗ ! 
wohl nicht ſchadet, find fie um der Erzlehungs⸗ 
freiheit willen zu geſtatten. Es ift keine Ge⸗ 
fahr, daß nach Abſchaffung der öffentlichen Vor⸗ 
ſchulen private Anſtalten wie die Pilze nach 
dem Regen aus der Erde ſchießen. Dieſe Be⸗ 
fürchtung wird durch die Statiſtik widerlegt, 
die unzweifelhaft nachweiſt, daß die privaten 
Schulen da am meiſten gedeihen, wo der Ge⸗ 
danke einer einheitlichen Beſchulung durch vor: 
handene Vorſchulen geſtört wird. Je beſſer der 
Staat ſeine öffentlichen Schulen ausſtattet und 
unterrichtlich fördert, deſto geringer iſt die Ge⸗ 
fahr eines übergroßen Privatſchulweſens. Der 
Staat muß die Privatſchule durch beſſereSchul⸗ 
einrichtungen überwinden, nicht mit Gewalt ſie 
niederdrücken oder ausrotten. Es iſt endlich 
auch kein Widerſpruch, die öffentlichen Vorſchu⸗ 
len abzuſchaffen und die privaten zu dulden, 
weil jene im Auftrage der Geſamtheit und aus 


ihre 
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öffentlichen Mitteln unterhalten werden, wäh⸗ 
rend dieſe allein von den Beteiligten errichtet 


und getragen werden. 


Es erſcheint allerdings 


billig, daß ber Erri „neuer Vrivriichulen. 
die nur a ee ind 0 
Beſuch der öffentlichen Schule zu befreien, ein 
Riegel vorgeſchoben wird. 

— Keine allgemeine Aufhebung der Beſchlag⸗ 
nahme von Kleinfſerfellen. In Händlerkreiſen 
wird aus naheliegenden Gründen das Gerücht 
verbreitet, daß die Beſchlagnahme ſämtlicher 
Kleintierfelle demnächſt aufgehoben werde bezw. 
daß die Aufhebung bereits erfolgt ſei. Die wirt⸗ 
ſchaftlich ſo wichtigen Felle werden infolgedeſſen 
zurückgehalten und allerlei Verſuche gemacht, be⸗ 
reits erfolgte Verträge rückgängig zu machen. 
Auch haben bereits freie Verkäufe ſtattgefunden. 
Von amtlicher Seite wird deshalb ausdrücklich 
darauf hingewieſen, daß zwar die Beſchlagnahme 
von Reh⸗, Rot⸗, Damm⸗ und Gemswild⸗Fellen, 
wie von Hunde- und Schweinefellen. auch von 
Kaninchen-, Haſen⸗ und Katzenfellen aufgehoben 
iſt, daß aber auch für diefe Felle nach wie vor 
durch die amtlichen Sammelſtellen die nutzbrin⸗ 
gendſte Verwertung geſichert bleibl. Dagegen iſt 
die Beſchlagnahme der Kleintierfelle im engeren 
Sinne wie Kalb⸗, Schaf⸗, Lamm⸗, Ziegen⸗ und 
Zickelfelle überhaupt nicht aufgehoben und es be⸗ 
ſteht auch nicht die Abſicht, ſie demnächſt aufzu⸗ 
heben. Dieſe eigentlichen Kleintierfelle müſſen 
nach wie vor den geſetzlichen Vorſchriften entſpre⸗ 
chend an die behördlichen Stellen angeliefert 
wieden. Der Schleichhandel und die Höchſtpreis⸗ 
überſchreitungen werden unnachſichtlich gericht⸗ 
lich verfolgt werden. 


und 
„Es 


Sprechſtunden 9—1 u. 
Sonntags 9— 12 


\ ſchweres Gewicht 
die Aufnahme in die 


5 Näheres 
wegen Ueberfüllung geſchloſſen Culmer Chauſſee Nr. 49. 
werden. N 
der Oberinzeat-Dicertor. |” et 
Eingerrofrent | RALUOTNENM 
eee. „ 
e N betlauſen. 
e Näheres . 5 
Doppelnetze. Nr. 49, 


x Cuimer Chauſſee 
B. Aracıewshi, Culmerſtraſ e 24 b N 
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Culmſee. Zur Bürger mei ſt er wa 
Um die Stellung des neu zu wählenden Bü 
meiſters bemühten ſich 52 Bewerber, die größte 
teils aus Bürgermeiſtern, Gerichts⸗ und 
ſtratsaſſeſſoren beſtehen. 3 * 


1 


Für Veröffentlichungen an dieſer Stelle über 
die Schriftleitung nur die preßgeſetzliche Verant 


giltigkeit, ihre Kinder in dieſer We n 
| flicht erinnert. — Die veränderte Zeitlage 
iſt Veranlaſſung zu meinen Worten auf dieſem 
Wege an die meiner prieſterlichen Sorge anver⸗ 
trauten Mitglieder der katholiſchen 
meinde. — Es iſt heilige Faſtenzeit, Zeit des 
ſonderen Gedenkens an unſeres Erlöſers bitt 
res Leiden und Sterben. 
Liebe zu uns, eine Liebe, die den leßten Blut 
tropfen im härteſten Leid und im ſchmerzlichſt 
Kreuzestod zur Rettung unſerer 
Seele hingegeben hat! 
greifende Liebe bis zum Tode uns, ſeinecheſch 
nicht veranlaſſen, ihn wieder zu lieben? „ 
meine Gebote 
mich liebt.“ 


ihren Nachfolgern im Prieſteramt die Vollmacht: 
Wem ihr die Sünden nachlaſſen werdet, dem 

find fie nachgelaſſen“ (Joh. 20, 22). „Bekennen 
wir unſere Sünden, jo iſt Gott treu und gerecht, 
daß er uns unſere Sünden ver 1 n 
aller Ungerechtigkeit reinigt HE 
Mitglieder der katholiſchen Militärgemeindel 


Kan guch in der Unr der Jetzlzelt zus 
Fügen 5 Haha ynt aul ans in zn N 

Gott, holt euch den Frieden des Herze * 
„einen Frieden, den die Welt nicht geben kann.“ 
— Die große Wohltat einer guten heiligen Bei 
fürs Menſchenherz erkannte Goethe ausdrüdli 
am 12. Februar 1805 an und Leibnitz, der größ 
NE Philoſoph des 17. ue ichrei 
iſt in der Tat eine große Wohltat Gotte: 
daß er ſeiner Kirche die Gewalt gegeben hat 
Sünden nachzulaſſen, eine Gewalt, welche die 

Kirche durch die Prieſter ausübt, deren Amt da⸗ 
her ohne große Sünde nicht verachtet werde 
darf.“ Und Leibnitz nennt die Vollmacht 
an feine Kirche „Sünden nachzulaſſen und zu be 
halten“ eine Einrichtung „unleugbar der gött 
lichen Weisheit würdig“ „ein treffliches lobens 
würdiges Stück des Chriſtentums.“ — In allen 
Kirchen iſt Beichtgelegenheit nden 
und in den Morgenſtunden des inch 3 
eurer Garniſonkirche St. Johannes, Seglerſtraße 
jeden Sonnabend von 5 Uhr ab und jeden So 
tag früh von 7.3 


Kirchliche Nachrichten. 
Sonntag, den 50. März 1919. 
Evangel. Kirchengemeinde Seglein. Vorm. 10 
Gottesdienſt. Nachm. ½3 Uhr: 
Evangel. Kirchengemeinde Gr. Böſendorf. B 

10 Uhr in Guttau Gottesbienft. Herr Pfarrer Pri 


Jahn-Alelier 


U. Moernecke, 


Neuſtädtiſcher Markt 11 
2—6 Uhr, 
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Rollmag 


zweiſpänn. Plateau - Federwagen für 


zu verkaufen. 
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hat und fie hält, der iſt es, d 
„, Goh. 14, 24)), 
Gottes heilige Gebote freiwillig überkreten, fü 
digen wir, beladen unſer Gewiſſen mit ei 
Schuld, mit einer Strafe. 1 
zigen Erlöſerliebe gab 


unbeſäumte slammbrelte 


beſäumte und unbeſäumte 


Thorn. Brombergerſtraße 20. 
Eline gut erhaltene TE 


Ahr U 3 50 wr ©: 5 


Eingeſandt. ei 2 


wo 


zungen jeitens ſeiner Mitglieder beſtehen; kein 


zunehmenden religit 


1 Fr 
Betrachtet doch Jeſu 


unſterblichen 
Muß des Heilands 0 


255 7 


er 
Sooft wir abe 5 


In ſeiner barm! 
eus den Apoſteln 


ar und un: 


t. (I. Joh. 1, 9 


0 


Ic 


an. Sonnab: 


de 


Dotterweich 


0 Uhr ab. 
Diviſionspfarrer 


Jünglingsd 


Aus meinem Lagerbeſla 
Brombergerſtraße 20, ſind 


preismerk berläufli 
befüumſe e : 


unbeſäumte Jopfbretter, 


20 und 23 mm jto 
26 und 20 mm ſte 
Bohlen, . 
0 5 und Sem ſtatk, 
eſchälte Baumpfähle, 
geſchälle runde Jaunpfe 
CV 


Erich Jernsale: 


Baugeſchäft, 


chreibmaſchin 


unter 8. 392 om die 
Neue elegante - 


Damegaſchu 


en 39 


einzutauſchen ge 5 
en ergerſtraße 9 


Brom 


Mate Aäotice Betanefmacunee. 


29. 3. 1919. 
RB Einſchulung 
der ſchulpflichlig werdenden Kinder. 


Das neue Schuljahr beginnt am 1. April 1919. 
Eltern Vormünder und Pflegeeltern ſchulpflichtiger, noch nicht ein» 
geſchulter Kinder erinnern wir daran, daß nach den gejerlihen Beſt im ⸗ 
mungen zum bevorſtehenden Einſchulungstermin diejenigen Kinder als 
ſchulpflichtig zur Ei ſchulung gelangen müſſen, de das 6 Lebensjahr voll 
endet baben oder bis zum 30 Juni 1919 vollenden. 
Die höheren Schulen geben die Aufnahmetage beſonders bekannt. 
5 Die Aufnahmetage der Volksſchulen ſind feſtgeſetzt. 
Thorn I. Gemeind⸗ ſchule (Bäckerſtraße 49) auf Montag, den 31. März 
» und Dienstag, den 1. April 1919 vormittags von 8 bis 12 Uhr, 
Thorn II. Gemeindeſchule (Gerſtenſtraße) Montag, den 31 März und 
5 Dienstag, den 1. April 1919 vormittags von 8 bis 12 Uhr, 
Thorn III. Gemeindeſchule (Schulſtraße 68) Montag, den 31. März und 
Dienstag, den 1. April 1919 vormittags von 8 bis 12 Uhr, 
Thorn IV. Gemeindeſchule (Leibitſcherſtraße 42,44) Montag, den 31. März 
1919 vormittags von 9 bis 12 Uhr, 
Thorn ⸗mocker Evang. Anabenſchule (Schulgebäude, Wieſenſtraße) 
Montag, den 31. März vormittags von 10, bis 12 Uhr, 

Thorn Mocker Kath. Knabenſchule (Lindenſtraße 22 und Goetheſtraße 3) 
Montag, den 31. März und Dienstag, den 1. April 1919 vor⸗ 
mittags von 8—1 Uhr, 

Thorn-Mocker Evang. Mädchenſchule (Schulgebäude Wieſenſtr.) Montag, 

N den 31. März 1919 vormittags von 8 bis 12 Uhr, 
Thorn-Moder Kath. Mädchenſchule (Schulgebäude Wieſenſtr. 5) Montag 
den 31. März und Dienstag, den 1. April 1919 vormittags von 
9 bis 12 Uhr. 
Die Unterlaſſung der rechtzeitigen Einſchulung hat die Anwendung 
der geſetzlichen Zwangsmittel zue Folge. 
Zur Anmeldung ſind die Geburts⸗ und Impfſcheine der Kinder, 
* evangeliſche Kinder außerdem die Taufſcheine beizubringen. 


Die Schuldepukation. 
VBerluſt von Lebensmitlellarien. 


Hütet die Brotkarte und Lebens mittelkarte. 

Nehmt beim Ausgange nie mehr Marken mit, ali 
verwandt werden ſollen. 

Berluft der Marken bedeutet Hunger leiden. 
kaun nicht gegeben werden. 


Der 3 


Anmeldung 
der Luſtbarkeiten. 


Unter Hinweis auf die 88 10 
und 26 der Luſtbarkeitsſteuerord⸗ 
nung der Stadt Thorn vom 1. Juni 
1911 bringen wir in Exinnerung, 
a jede kartenſteuerpflichtige oder 

auſchalſteuerpflichtige Luſtbarkeit 
äteſtens 24 Stunden vor der 
e der ſtädt. Steuer» 
kaſſe zur Verſteuerung angemeldet 
werden muß. 

Für die Zahlung der Luſtbar⸗ 
keltsſteuer haften die Unternehmer 
und der Lokalinhaber als Geſamt⸗ 
ſchuldner. 

Saalinhaber, Gaſtwirte oder ähn⸗ 
liche Gewerbebetriebe dürfen dle 
Abhaltung von Luſtbarkeiten erſt 
dann dulden, wenn ihnen die An⸗ 

meldebeſcheinſgung vorgezeigt wor⸗ 

den iſt. ($ 34). 

Z3uwiderhandlungen werden wir 
unnachſichtlich beſtrafen (8 37). 

Thorn, den 27. März 1919. 


Der Magiſtraf. 
Steuerabteilung. 


Thorn. 


Erjas 


Anmeldung 
blinder Kinder. 


Nach dem Geſetz vom 7. Auguſt 
1911 unterliegen blinde Kinder, ſo⸗ 
bald ſie das 6. Lebensjahr vollendet 
haben, der 


Schulpflicht. 


Sie jind bereits 2 Jahre vor Ein» 
tritt in das ſchulpflichtige Alter zu 
melden. Demgemäß fordern wir 
Eltern, Pfleger oder Vormünder 
blinder oder blinder und zugleich 
taubſtummer Kinder, die in der 
Zeit vom 1. April 1918 bis 1. Juli 
1919 das vierte Lebensjahr vollendet 
haben oder vollenden, auf, ſie bis zum 


15. April 1919 
im Stadtſchulamt, Bäckerstraße 35, 
anzumelden. — 

Zu den blinden Kindern werden 


gerechnet. 
Sculdepufation. 


5 — — 


auch die hochgradig ſchwachſichtigen. 


Milchkundenliſte. 


Die in den letzten Monaten in der Miſchzuteilung eingetretenen 
ſtarken Aenderungen machen eine neue Aufitellung der Kun denliſten er» 
for derlich. 

Alle Haushaltungen, za deren Perſonen gebören, welche für den 
Monat April milchbe ugs berech igt find werden daher aufg fordert, fih 
unter Vorlegung der ihnen für April ausgeſtellſen Nilchkart en als bold 
bei einer beliebigen Milchausgabeſtelle in die Kunde liſte eier men zu 


leſſen. Die Eintragung von Perſonen, welche zu demfelben Haushalt 


gehören, dei verſchiedenen Ausgabeſtellen iſt durchaus un u äſſis und 
het zur Folge, daß die an der zweiten oder weiteren Stelle eın„erragene 
Milch geſtrichen wird, ohne daß eine entſprechende Erhöhung der an der 
erſten Stelle eingetragenen Milchmenge ſtattfindel. Der über die Ein» 
tragung ausgeſtellte Ausweis iſt ſorgfältig aufzubewahren und bei der 


Milchabforderung vorzulegen. 


Die Milchausgabeſtellen haben eine Abſchrift der Milchkundenliſte 


erſtmalig bis zum 31. 


Miſchzuweiſung zum 


März, nach nittags 2 Ubr, 
t ilungsamt, Culmerſtraße 16, einzureichen. 
April nicht rechnen. 


im ſtädtiſchen Ver⸗ 
Andernfalls tönren fie auf 
Nachtragungen in die 


Kunden liſte find ſtets ſpäteſtens am folgenden Werktage beim Vertei- 


lungsamt anzumelden. 
Thorn, den 28. März 1919. 


Der Magiſtrat. 


Befanntmadung. | 


Im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit und zur Bekämpfung des 
Wohnungsmangels wird folgende 
Verordnung erlaſſen: 

8 1. 

Die Ueberſiedlung von Perſonen, 
welche bisher aus wärts einen eigenen 
Wohnſitz hatten, in den Stadrbezirk 
Thorn bedarf der vorherigen Ge⸗ 
nehmigung des Magiſtrats. 

82. 

Dieſe Genehmigung wird im all⸗ 
gemeinen verſagt, wenn die zu⸗ 
ziehenden ihre bisherige Wohnung 
in emem anderen Orte beibehalten. 
Es iſt daher von den Perſonen, 
welche hierher überſiedeln wollen, 
eine Fa g der Polizeibe⸗ 
hörde des bisherigen Wohnorts über 
die Aufgabe der bisherigen Wohnung 
vorzulegen. 


Die Genehmigung kann vor allem 
verſagt werden, wenn und ſolange 
die Lage des Wohnungsma rites oder 
die Ernährungsverhältniſſe derart 
ſind, daß durch weitere Zuzüge die 
Unterbringung oder Ernährung der 
einheimiſchen Bevölkerung gefährdet 
würde. 

8 4 


Bei Vorliegen beſonderer Verhält⸗ 
niſſe kann die Ueberſiedlung aus⸗ 
nahmsweiſe genehmigt werden, auch 
wenn fie ſonſt nach Ziffer 2 oder 3 
verſagt werden müßte. 


Thorn, den 26. März 1919. 
Det demobilmachung aus ſchuß. 
April d. 35. 


Die am 1. 
werdenden 


Miets- und Pachtzinsen 


für ſtädt. Grundſtücke, Lager- pp. 
Plätze, Lagerſchuppen, Rathaus» 
gewölbe und ſonſtige Nutzungen, 
ſowie Erbzins⸗ und Kanonbeiträge, 
Anerkennungsgebühren und Hypo⸗ 
thefenzinjen ſind zur Vermeidung 
der Klage und der ſonſtigen bertrag⸗ 
lich vorbehaltenen Zwangsmaßregeln 
ſpäteſtens bis zum 
14. April d. Js, 

an die betreffenden ſtaͤdtiſchen Kaſſen 
zu entrichten. 

Es wird noch beſonders datanf 
hingewieſen, daß nach dieſem Zeit- 


fällig 


punkte eine nochmalige bejondere 


| 
| 
1 
| 
| 


| Jedtungs - Aufforderung an die 
Schuldner nicht ergeht, fondern, 
daß ſofort die angedrohten Zwangs- 
moßregeln angewandt werden. 
Thorn, den 20. März 1919. 
Der Magiſtrat. 


Samtliche Lieferanten und Hand» 
werker, welche noch Forderungen 
an flädtiſche Kaſſen haben, werden 
erſucht, die Rechnungen ungefäumt, 
ſpäteſtens aber bis zum 1. Apr l 
dieſes Jahres einzureichen. 


Bei verſpäteter Einreichung von 


Rechnungen dürfte ſich deren Er- 
ledigung gleichfaus verzögern, auch 
wird alsdann der vertragsmäßig 
feſtgeſtellte Abzug von der Forde⸗ 
rung bewirkt werden. 

Thorn, den 17. März 1919. 
Der Magiſtrat. 


Aggsmtea abe 
Nahrungsmilielaß abe. 
Die Kaufleute werden daran er⸗ 
innert, daß fie von allen Waren, die 
auf die Dauer von zwei Wochen auf 
Marken aufgerufen ſind, nach Ab⸗ 
lauf der erſten Woche der liefernden 
Stelle unverzüglich Anzeige dar⸗ 
über zu erjtatten haben, welcher 
Vorrat noch vorhanden iſt. 

Thorn, den 28. März 1919. 

Der Magiſtrak. 


Zucker. 

Infolge der Transportſchwierig⸗ 
keiten iſt es nicht möglich, allen er⸗ 
forderlichen Zucker rechtzeitig zu 
liefern. 


Die Zuckermarken für März 
1919 werden daher bei den Kauf⸗ 
leuten bis zum 4. April 1919 eingelöſt. 
Tyorn, den 28. März 1919. 


Der Magiſtrat. 


£ 


anon Rau 


Auf dem ſtädt Holzplatz an der 
Weichſel werden noch: 2 
Kleinholz d. Rmt. 1. 11 zu 35 M. 
2. Kl zu 25 M. 
ſo wie Rutzholz (Eichen, nenen 


und Balkenabſchnitte) abgegeben. 
m ats che 


Polniſche Verbände brachen trotz des Waſfenſtillſtandes in alte deutſche Lande ein, 
° Ein Ueberfluten der bolſchewiſtiſchen Welle über unſere öſtlichen Grenzen droht von Rußland und im 


kräftiger Damm entgegengeſetzt wird, it unſer Land der wirtſchaftlichen Vernichtung und neuer Kriegsnot ausgeſetzt. 


Freiwilligentruppen für den Schutz unſerer Oftgrenzen, zum Schirm der deutſchen Heimat haben ſich gebildet! 
2 weiter ihr Leben für unſer deutſches Vaterland und unſere bedrohten Brüder einzuſetzen! 
. Brüder! Wer feine Perſon für dieſe rein vaterländiſche Sache nicht einſetzen kann, der mu 
= mäßige Unterſtützung in Form von Liebesgaben, um ihnen die Durchführung ihrer ſchweren Aufgabe zu erleichtern und ſie dadurch kampffreudig zu erhalten. 


Grosse Mittel sind nötig! 


Nachſtehend aufgeführte Bankhäuſer und ihre ſämtlichen Depofitentajien und Zweigniederlaſſungen find bereit, Beiträge unter dem Stichwort „Oſthilfe“ entgegenzunehmen: 
Oſtbank für Handel und Gewerbe, 


bereit ſind 


Bank für Handel und Induſtrie, 


S. Bleichröder, Commerz und Diskonto-Bank, Danziger Privat Actien Bank, 
Delbrück, Schickler & C Deutſche Bank, Landſchaftliche Bank der Provinz Weftprenfen, 
rer der Seren Suns , Dresdner Bank, Danziger Vereinsbank, 
Hardy & Co, Mendelsſohn & C Meyer & Gelhorn, Dauzig. 
Mitteldeutſche Credibant, Nationalbank ſus Deutſchland, N. Damme, Danzig 7 
1 Zeichnungen für die „Oſthüfe“ nimmt auch dle Redaktion dieſer Zeitung, die öffentlich darüber quittieren wird, entgegen. er 
= x 


Berliner Handels Geſellſchaft, 


Helft sofort! 


Haus ſammlungen find ftrengftens verboten! 


Die Verfügung und Kontrolle über dleſe Spende liegt in den Händen einer Kommiſſion, der u. a. angehören: 


ae Befehlshaber der Freiwilligentruppen, 
n Mitglied der preußiſchen Regierung. 


Berlin, im März 1919. 


Die Reichsregierung: 
Der „ H 
Nos ke. 


dime Berlin B. g, ölhenerſt. 141 0. 


Ftelwillige Wirtſchaftshilfe = — Ee („Ofthilfe“) E. B.: 


Telegramm -⸗Adreſſe: 
Fernſprecher: Lützow 2209, Steinplatz 9045. 


„Oftſchutzhilfſe Berlin“. 


Zeutral⸗ Sammelſtelle für das Deutſche Reich. 


Deutſche Brüder! Die Heimat iſt in Gefahr! 


beſetzten urdeutſche Städte und dringen weiter nach Weſten vor. 
eigenen Lande regen ſich bolſchewiſtiſche Kräfte der Zerſetzung! Wenn dem nicht ſofort eln 


Aus allen Schichten der Bevölkerung melden ſich Männer jeden Alters und Standes, dle 
ß nach Kräften den aufgeftellten Truppen für den Oſtſchutz Geldmittel zur Verfügung ftellen, als außeretats- 


ie Mitglied des Kriegsminiſteriums als Berwaftungsbehörde fäntlider Truppen. i BR 


eines tadell 


zuhinng der Familiennuterftiung | 


findet ftatt: . 
am Montag, den 31. Mü; für die Buchſtaben A bis n { 
am Dienstag, den 1. Apr „ 1 
am Mitwoch, den 2 „ 3 

Thorn, den 25. März 1919. 


Der Magiſtrat. 


Grützwurſtverkauf 


findet nur Sonnabends von 8 Uhr früh ab in einzelnen in jeder Woche 
bekanntgegebenen Fleiſcherläden ſtatt, f 


om 29. März 1919 
in den Fleiſchverkaufsſtellen: 
Rapp. Breiteſtraße 
Uz- mpitz, Mellienſtraße 
Lewandowski. Mellienſtraße 


B. Weiss, Culmer Chauſſee 1 
Die Verkaufsſtellen werden wöchentlich der Reihe nach⸗ gewechſelt. 
Es ee an jeden Haushalt, le nach Größe, 1 bis 2 Pfund abgegeben 
werden 
Die Verkaufsſtellen ſind angewieſen, nur an ihre eingetragenen 
Kunden Grützwurſt zu verabfolgen. 
Thorn, den 27. März 1919. 


Der Magiſtrat. Der Arbeiterrat. 


Tilitzki Ulmen-Wllee 
2 Mauser, Königſtraße 
. Weiss, Leibitſcherſtraße. 


gi: Mir Pole 


Kowno 


werden geſucht: 


Hauptleute u. Oberlentuauts als Abteilungs⸗ 

Führer und Leutnants, Feldwebellentnants 

und Offizier⸗ Stellvertreter als Abteilungs⸗ 

offiziere, außerdem gediente Soldaten, 

Unteroffiziere, Vizefeldwebel und Feldwebel. 

Ebenſo Handwerker jeglicher Art (g. v.) 

D Wer Fahrräder hat, dieſelben mit⸗ 

bringen. Nachweiſung von Polizeihunden 

erwünſcht. 

Bedingungen: Einwandfreie Militärpapiere und 

eine Beſcheinigung der Heimatbehörde, daß der Mörse gde ſich 
oſen Rufes s erfreut. Gezählt wird mobile Löhnung 

bezw. Gehalt zuzüglich 9 Mk. Zageözulage. Treuprämie 
nach den Beſtimmungen. Außerdem freie Unterbringung 
und Verpflegung. 


Meldungen ſind zu richten an Militär Polizei 


Kowuo. 
Der Poltzeimeiſter und Kommandeur. 
Weber, Hauptmann. 


Für den Sold.-Rat zul. gel. Meſ.-Kotys. 
gez. Neuber. 


Bon Seiten der Kommandantur Kowuo. 
gez. Ruoff, Major im Generalſtab. 


Eile tut not! 


Die ae Pen 


